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Im Juni 2013 berichtete eine Richterin des 
Stra!andesgerichts im Rahmen einer ö"ent-
lichen Diskussionsveranstaltung von der 
Vergewaltigung eines jugendlichen Untersu-
chungshäftlings in der Strafvollzugsanstalt Jo-
sefstadt. Die Justizministerin erhielt im ORF die 
Gelegenheit zu den Vorfällen Stellung zu neh-
men. Anstelle eines Aus-
drucks des Bedauerns und 
einer empathischen Reak-
tion erklärte die Ministerin 
re!exartig die Vollzugs-
praxis für vorbildlich und 
versuchte den sexuellen 
Missbrauch kleinzureden. 
Immerhin räumte sie ein 
„[d]er Strafvollzug sei kein Paradies“, allerdings 
befänden sich ja immerhin Leute in Haft, die 
„schwere Straftaten begangen hätten“. Dabei 
negierte sie den Umstand, dass sich das Opfer 
des Übergri"s in Untersuchungshaft befun-
den hatte und damit für den Jugendlichen die 
Unschuldsvermutung galt. 

Viel schwerer noch als diese für eine Justizmi-
nisterin untragbare Aussage wog und wiegt 
nach wie vor das Faktum, dass in dieser ersten 
– möglicherweise unbedachten – Reaktion 
ein Muster zum Vorschein kam, das auch in 
der ö"entlichen Diskussion und in bestimm-
ten Medien immer wieder transportiert wird: 
Menschenrechte, darunter das Recht auf kör-
perliche und sexuelle Unversehrtheit steht 
selbstverständlich „unschuldigen Kindern“ 
zu. Nicht so klar ist das – wie in diesem Fall 
– bei möglicherweise „schuldigen Kindern“. 
Diese müssen sichtlich damit rechnen, dass 

ihnen in der Untersuchungshaft Übles wider-
fährt. Es kommt damit eine Haltung zum Aus-
druck, die sich bei der Auseinandersetzung 
mit Menschenrechten immer wieder #ndet: 
Randgruppen wie Minderheiten aller Art, 
Menschen die sich aus irgendeinem Grund, 
vielleicht sogar aus ihrem Verschulden, außer-

halb der Norm bewegen 
haben es deutlich schwe-
rer in der Unverletzbarkeit 
ihrer Grundrechte respek-
tiert zu werden und auf 
den solidarischen Schutz 
der Gesellschaft zu ho"en, 
als jene die ein „normales“ 
Leben führen. 

In diesem Fall reagierte die Ö"entlichkeit aber 
untypisch: In der ö"entlichen Diskussion wur-
de die Ministerin scharf kritisiert und der Ju-
gendliche als Opfer eines schweren strukturel-
len Versagens im Strafvollzug anerkannt. Das 
mag auch mit den in der letzten Zeit bekannt 
gewordenen Missbrauchsskandalen zusam-
menhängen, die die Sensibilität der Ö"ent-
lichkeit für Misshandlung und Missbrauch von 
Kindern und Jugendlichen deutlich geschärft 
hatten. Der Aufschrei erzeugte Wirkung, die 
Ministerin entschuldigte sich für ihre Worte 
und richtete eine „task force“ ein, die Verbes-
serungen im Jugendvollzug andenken und 
umsetzen soll. Es ist aber nicht zu leugnen, 
dass jener Missbrauchsfall wie er schließlich 
zu der ö"entlichen Diskussion führte nicht 
von ungefähr kam, sondern vorhersehbar und 
vermeidbar gewesen wäre. 

Haft für Jugendliche – das Menschenrecht 
auf körperliche und sexuelle 

Unversehrtheit

 von Barbara Helige

Dabei negierte sie den Um-
stand, dass sich das Opfer des 
Übergri"s in Untersuchungs-
haft befunden hatte und da-
mit für den Jugendlichen die 

 Unschuldsvermutung galt. 



2   ⁄ ⁄ ⁄ ⁄ ⁄ ⁄ Menschenrechtsbefund 2013  ⁄ ⁄ ⁄ ⁄ ⁄ ⁄   ⁄ ⁄ ⁄ ⁄ ⁄ ⁄ Menschenrechtsbefund 2013  ⁄ ⁄ ⁄ ⁄ ⁄ ⁄   3 

gesetzlichen Aufträgen des Jugendstrafvoll-
zugs wie der Ausbildung der Jugendlichen im 
Lauf der Jahre immer weniger entsprochen 
werden konnten. 

Die Situation verbesserte sich in der Justi-
zanstalt Josefstadt nicht, ganz im Gegenteil 
gab es immer wieder kritische Berichte über 
unwürdige Zustände. So besuchten eine De-
legation des europäischen Antifolterkomi-
tees (CPT) sowohl im Jahr 2004 wie auch im 
Jahr 2009 unter anderem die Vollzugsanstalt 
Josefstadt und widmete sich speziell dem 
Bereich der Jugendlichen. Während in dem 
Bericht 20095 die Bemühungen des Justizwa-
chepersonals, Misshandlungen zwischen 
jugendlichen Häftlingen zu unterbinden po-
sitiv bewertet wurden, befand das Komitee 
gleichzeitig: „Diese Anstrengungen werden 
aber durch die fehlende Präsenz von Perso-
nal auf den Stationen, vornehmlich während 
der langen Nachtschichten, wesentlich beein-
trächtigt“6. Das CPT drückte seine Sorge über 
die Personalsituation aus und monierte, dass 
nach einem kritischen CPT-Bericht im Jahr 
2004 die Personalsituation sich – sichtlich nur 
kurzfristig – gebessert hätte und 2009 sogar 
hinter den – damalig bemängelten – Stand 
zurückgefallen sei, obwohl sich die Zahl der 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen im 
Vollzug um 40% erhöht habe. Es wurden zwar 
die Anstrengungen seit dem Vorbericht aner-
kannt, diese aber als unzureichend eingestuft. 
So lautet es wörtlich im Bericht: „Es gibt An-
lass zu ernster Sorge, dass in der Justizanstalt 
 Wien-Josefstadt an den meisten Wochenta-
gen der Großteil dieser Häftlinge bereits am 
frühen Nachmittag bis zum nächsten Morgen 
„für die Nacht” weggesperrt ist.“ Weiters: „Das 
CPT fordert die österreichischen Behörden 
auf, die Haftbedingungen für jugendliche 
Häftlinge in den Justizanstalten Innsbruck, 
Klagenfurt und Wien-Josefstadt zu verbes-
sern um sicherzustellen, dass diese Häftlinge 
unter der Woche den ganzen Tag, bis zum frü-
hen Abend ,Aktivitäten außerhalb der Zellen 
unternehmen können.“ Die Empfehlungen 
richteten sich auch auf diverse Maßnahmen 

wie spezielle Schulungen von Justizwache-
personal, das mit Jugendlichen arbeitete (im 
Jugendgerichtsgesetz ohnehin vorgesehen), 
aber auch eine Erhöhung des Personalstands 
wurde gefordert.

In seiner Antwort im Jahr 2010 verwies das 
Bundesministerium für Justiz – wie schon 
2004 – auf zusätzlich zugewiesenes Perso-
nal und vermeldete eine „weiter“ verbesserte 
Situation bei den Freizeitaktivitäten. Aller-
dings dürfte die Wirkung dieser Maßnahmen 
wiederum nicht nachhaltig gewesen sein: 
Als im Jahr 2010 die Missbrauchsskandale in 
Kinderheimen diskutiert wurden, nahm das 
eine Jugendrichterin zum Anlass in einem 
Radiointerview am 10.12.2010 (also dem Tag 
der Menschenrechte) auf die massive, häu-
#g sexuelle Gewalt zwischen jugendlichen 
Häftlingen in der Justizanstalt Josefstadt hin-
zuweisen. Sie verlangte Entschädigungszah-
lungen auch für die jugendlichen Opfer mit 
der Begründung, der Staat sei sichtlich nicht 
in der Lage, die Sicherheit der Eingeschlosse-
nen zu gewährleisten7. Die damalige Justizmi-
nisterin Bandion-Ortner kündigte daraufhin 
Verbesserungen an, der Plan die jugendlichen 
Untersuchungshäftlinge auch in der Jugend-
vollzugsanstalt Gerasdorf unterzubringen 
wurde nicht umgesetzt. Drei Jahre bedurfte 
es neuerlich der weiter oben geschilderten 
Diskussion, um Justizministerin Karl zu „So-
fortmaßnahmen“ zu veranlassen, die vom CPT 
schon Jahre zuvor empfohlen worden waren. 
Auch eine Gesamtstrategie wurde angekün-
digt, die im Regierungsübereinkommen, das 
derzeit verhandelt wird, verankert werden 
soll. So sollen jetzt (erstmals?) Alternativen zur 
Untersuchungshaft für Jugendliche erarbeitet 
werden. 

Dazu lohnt ein Rückblick: Es war im Jahr 2002, 
als der damalige Justizminister Böhmdorfer 
vollkommen überraschend ankündigte den 
Jugendgerichtshof in Wien mit seinen Son-
derzuständigkeiten aufzulösen. Die Fachwelt 
reagierte auf diesen überfallsartig und in kei-
ner Weise wissenschaftlich vorbereiteten oder 
begleiteten Plan großteils mit strikter Ableh-
nung, nur wenige Expertinnen konnten sich 
mit dem Vorhaben anfreunden. Die Opposi-
tion ortete bei FPÖ-Minis-
ter Böhmdorfer politische 
Motive für die Schließung 
des Gerichts. In einer Rede 
anlässlich der Neubeset-
zung der Leitung der Jus-
tizanstalt Gerasdorf führte 
Justizminister Böhmdorfer 
aus, dass ihm Jugendge-
richtsbarkeit und Jugend-
strafvollzug ein vordringliches Anliegen sei-
en, weshalb er sich veranlasst gesehen hätte, 
den Jugendgerichtshof in Wien zu schließen. 
Gleichzeitig sollte die für jugendliche Häft-
linge zuständige Justizanstalt Erdberg in die 
Justizanstalt Josefstadt – bis dahin nur für 
Untersuchungshaft und Strafvollzug erwach-
sener Häftlinge zuständig – integriert werden. 
Als Ziel nannte der Justizminister verbesserte 
Voraussetzungen für den Jugendstrafvollzug1. 
Er vermeinte, der Vollzugstrakt in der Justizan-
stalt Erdberg verstieße wegen des Zustands 
seiner Hafträume und der Überbelegung ge-
gen die Antifolterkonvention2, der Minister 
pries die Möglichkeiten des neuen Traktes für 
Jugendliche in der Vollzugsanstalt Josefstadt 
und garantierte, dass die Jugendlichen nicht 
in Kontakt mit erwachsenen Häftlingen kom-
men würden3. 

Die Argumentation überzeugte die Kritiker 
nicht, der Widerstand blieb massiv. Der Ju-
gendgerichtshof Wien war eine anerkannte 
Institution mit langer Geschichte, die bereits 
im Jahr 1919 ihren Ausgang genommen hatte. 
Die provisorische Nationalregierung hatte die 
gerichtliche Fürsorgeerziehung gemeinsam 
mit der Gerichtsbarkeit für stra"ällige Jugend-

liche in Jugendgerichten bündeln wollen und 
erho"te sich davon bessere Zukunftschancen 
für die Jugendlichen. Das Jugendgericht wurde 
1920 errichtet und übersiedelte schließlich 1929 
ebenso wie die Jugendhaftanstalt in die Räum-
lichkeiten in der Rüdengasse in Erdberg mit der 
angeschlossenen Vollzugsanstalt. Damals war 
diese Einrichtung außerordentlich fortschritt-
lich, ging man doch davon aus, dass dies der 
Schlüssel zu besseren (Re-)Sozialisierungschan-

cen für Jugendliche wäre, 
würden sie nicht in Kontakt 
mit den erwachsenen Straf-
gefangenen kommen. Im 
Lauf der Jahrzehnte entwi-
ckelte sich dieses Gericht zu 
einem Kompetenzzentrum 
für Jugendliche. So wurden 
auch die Möglichkeiten für 
den außergerichtlichen Ta-

tausgleich dort erprobt. Der letzte Präsident des 
Jugendgerichtshofs Dr. Udo Jesionek – er leiste-
te gegen die Au!ösung erbitterten wenn auch 
letztlich erfolglosen Widerstand – beschrieb die 
Vorteile wie folgt: „Die Besonderheit des Jugend-
gerichtshofes Wien besteht darin, dass in un-
mittelbarer räumlicher Nähe in einem einzigen 
Gebäude ein Netzwerk entstanden ist, mit Hilfe 
dessen auf die jeweils aktuellen Erscheinungen 
der Jugendkriminalität fachlich kompetent und 
rasch reagiert werden kann. Es geht bei der Auf-
lösung des Jugendgerichtshofes (JGH) nicht 
um die Verlegung einzelner RichterInnenplan-
stellen und RichterInnenzimmer. Das Netzwerk 
besteht neben den JugendrichterInnen aus Mit-
arbeiterInnen der Jugendgerichtshilfe (zehn So-
zialarbeiterInnen und vier PsychologInnen), den 
JugendstaatsanwältInnen, MitarbeiterInnen 
des Wiener Jugendamtes, der Bewährungshilfe, 
der Polizeidirektion und der in der angeschlos-
senen Justizanstalt für Jugendliche Wien-Erd-
berg tätigen BetreuerInnen und PädagogInnen 
sowie des psychiatrischen Consiliarius.“4 

Allerdings hatte es schon in der Rüdengasse 
Beschwerden des zuständigen Präsidenten 
des Jugendgerichtshofs über zu wenig Jus-
tizwachepersonal gegeben, sodass wichtigen 

Es ist aber nicht zu leugnen, 
dass jener Missbrauchsfall wie 

er schließlich zu der ö"entlichen 
Diskussion führte nicht von un-
gefähr kam, sondern vorherseh-

bar und vermeidbar gewesen 
wäre. 

Drei Jahre bedurfte es neuerlich der 
weiter oben geschilderten Diskussi-
on, um Justizministerin Karl zu „So-

fortmaßnahmen“ zu veranlassen, die 
vom CPT schon Jahre zuvor empfoh-

len worden waren.
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„Dieses Mal wird es besser“ – Nach dem 
diesjährigen Wahlergebnis wurde klar, dass 
sich jene Wahlberechtigten, die in der Na-
tionalratswahl 2013 ihre Stimme abgaben, 
Veränderung wünschen. Österreichische 
StaatsbürgerInnen können diesen Wunsch 
zumindest bei Wahlen kundtun. Personen, 
die in Österreich leben und nicht wahlbe-
rechtigt sind, sind jedoch oft genau so sehr 
betro"en von den Entscheidungen der Re-
gierung; manchmal hängt ihr Leben von 
einer einzigen Entscheidung des Innenmi-
nisteriums ab. Für diese Menschen – es sind 
Flüchtlinge und MigrantInnen – zu sprechen 
ist daher Aufgabe der WählerInnen und den 
Handlungsbedarf aufzuzeigen ist Ziel die-
ses Beitrags. Es gibt leider viele Bereiche im 
Umgang mit Fremden, in denen Verbesse-
rungsbedarf besteht; die folgende Aufzäh-
lung beschränkt sich auf 
AsylwerberInnen und 
muss deklarativ verstan-
den werden – es gibt so 
viel mehr Baustellen! Eine 
besonders gelungene In-
itiative wurde dieses Jahr 
unter dem Titel „Petition 
gegen Unmenschlichkeit“ 
gestartet: sechs Forderun-
gen für das Umdenken 
zu einer menschlicheren 
Flüchtlingspolitik wurden vorgelegt und 
werden von vielen Prominenten und weni-
ger prominenten Menschen unterstützt. Die 
Österreichische Liga für Menschenrechte 

und unterstützt die Forderungen vollinhalt-
lich. Folglich überschneiden sich einige For-
derungen, wobei die Petition gerne als Er-
gänzung zu diesem Beitrag gelesen werden 
darf (unter:  gegen-unmenschlichkeit.at).

Arbeit und Ausbildung
Theoretisch haben AsylwerberInnen drei 
Monate nach der Zulassung ihres Verfahrens 
in Österreich die Möglichkeit, selbständige 
oder unselbständige Erwerbstätigkeit aus-
zuüben. Die Hindernisse dabei sind sowohl 
rechtlicher als auch faktischer Natur und 
selbst wenn die Betro"enen nicht bereits oh-
nehin in einer schwierigen Situation wären – 
heimatlos, oft psychisch stark belastet, min-
derjährig und ohne Eltern, schwerkrank oder 
Eltern von Kleinkindern – wäre es mehr als 
herausfordernd tatsächlich eine Arbeitsstelle 

zu #nden. Die Sparte der 
möglichen Beschäftigung 
wird durch einen äußerst 
restriktiven Erlass auf 
Ernte- und Saisonarbeit 
eingegrenzt, was es Asyl-
werberInnen praktisch 
unmöglich macht, sich 
nachhaltig in den Arbeits-
markt zu integrieren und 
dauerhaft in ein prekäres 
Beschäftigungsverhältnis 

zwingt. Das AMS unterstützt AsylwerberIn-
nen im Regelfall nicht bei der Arbeitssuche. 
Die Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit 
wird oft durch Inländerbevorzugung und 

Asylrechte ins Regierungsprogramm – 
challenge accepted?

von Angelika Watzl

Die – etwas langatmige – Wiedergabe der Dis-
kussionen und Maßahmen in den letzten Jah-
ren machten deutlich: Obwohl in den letzten 
10 Jahren immer wieder die Situation in der 
Justizanstalt Josefstadt von Fachleuten kriti-
siert wurde, es in all den Jahren regelmäßig zu 
Vergewaltigungen und Missbrauch kam, ver-
pu"te die Diskussion nach einiger Zeit meist 
wirkungslos. Vorschläge in Richtung anderer 
Maßnahmen – gelinderer Mittel – wurden be-
reits in der Vergangenheit 
erstattet. Die Wiedererrich-
tung des Jugendgerichts-
hofs ist nicht die zukunfts-
weisende Lösung. Es gibt 
sehr interessante Über-
legungen vor allem des 
Vereins NEUSTART auch in 
Richtung von Sozialnetz-
konferenzen, die geeignet 
erscheinen, die Haftzahlen unter Jugendli-
chen zu senken. Aber die beharrenden Kräfte 
waren in der Vergangenheit enorm. Einzuräu-
men ist, dass es für eine nachhaltige, kluge Lö-
sung auch Vorbereitungsarbeiten ebenso wie 
einer wissenschaftlichen Begleitung bedarf. 
Auch der Bau einer neuen Haftanstalt wird 
Zeit in Anspruch nehmen. Bis dahin ist es aber 
die unumstößliche P!icht des Staates, sämtli-
che zur Verfügung stehenden Maßnahmen zu 
tre"en, um zu gewährleisten, dass Vergewalti-
gungen unter Jugendlichen in Vollzugsanstal-
ten unterbunden werden. Bislang ist das sicht-
lich nicht in ausreichendem Maß geschehen. 
Sonst wäre es nicht möglich gewesen, dass die 
vom CPT schon vor Jahren geforderten Refor-
men wie Aufstockung des Personals, verbes-
serte Freizeitbetreuung usw. von der Justizmi-
nisterin im Juli 2013 wiederum angekündigt 
worden wären8. Es wäre zu einfach sich darauf 
zurückzuziehen, „dass Einzelfälle von Verge-
waltigungen eben nicht zu verhindern sind“9. 
An allererster Stelle muss hier die Entwicklung 
von Alternativen zur Haft von Jugendlichen 
stehen, umso mehr als in der Haftanstalt de-
ren körperliche Integrität sichtlich gefährdet 
ist. Noch vor Umsetzung dieser Reformen 
müssen aber – und zwar unverzüglich – auch 

bauliche und personelle Maßnahmen sicher-
stellen, dass Übergri"e unmöglich gemacht 
werden. Die Folgen weiterer Verletzungen der 
Schutzp!ichten des Staates gegenüber den 
jungen Menschen sind nicht zu tolerieren. 
Die Gesetzgebung und Verwaltung sind ge-
fordert, das Regierungsprogramm muss – wie 
von Ministerin Karl im Sommer angekündigt – 
hier Reformen nicht nur vorsehen, sondern es 
müssen diese auch tatsächlich umgesetzt wer-

den. Es wird einerseits an 
der Ö"entlichkeit liegen, 
das Thema Jugendliche in 
Haft nicht aus den Augen 
zu verlieren, aber auch der 
Volksanwaltschaft kommt 
in ihrer neuen Prüfungs-
kompetenz große Verant-
wortung zu. Im Zentrum 
muss der Respekt gegen-

über den Menschenrechten jener stehen, die 
– auch wenn sie oft am Rand der Gesellschaft 
stehen – des Schutzes durch den Rechtsstaat 
besonders bedürfen.

Dr. Barbara Helige ist Präsidentin der Öster-
reichischen Liga für Menschenrechte, Leiterin 
des Bezirksgerichtes Döbling, ehemalige Prä-
sidentin der RichterInnenvereinigung. 

1) www.oe-journal.at/pdf.Magazin Nr.124
2) So u.a BM Böhmdorfer am 14.5.2002 in www.der-
standard.at
3) Parlamentskorrespondenz Nr. 483 vom 26.6.2002
4) Udo Jesionek in der online Zeitung der Universität 
Wien am 13.5.2002
5) Bericht des Europäischen Komitees zur Verhütung 
von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe (CPT) an die österreichische 
Regierung über seinen Besuch in Österreich vom 15. 
bis 25. Februar 2009 S.29
6) a.a.O.S.30
7) Richterin Beate Matschnig im Radiointerview in Ö1 
am 10.12.2010
8) Bundesministerium für Justiz Presseinformation 
vom 12.7.2013 „ Maßnahmenpaket Jugendstrafvoll-
zug“ ini 
9) Kurier.at 25.6.2013 Zitat Christian Timm, stellvertr. 
Leiter der Vollzugsdirektion

Im Zentrum muss der Respekt 
gegenüber den Menschenrech-

ten jener stehen, die – auch 
wenn sie oft am Rand der Ge-

sellschaft stehen – des Schutzes 
durch den Rechtsstaat beson-

ders bedürfen.

Die Aufnahme einer selbstän-
digen Tätigkeit wird oft durch 

Inländerbevorzugung und 
Nicht-Anerkennung ausländi-

scher Diplome nahezu unmög-
lich gemacht, sodass Asyl-

werberInnen in dieser Sparte 
meist Zeitungsausträger oder 

Sexarbeiterinnen sind. 
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an  notwendigen DolmetscherInnen. Infol-
gedessen werden schwerkranke Menschen 
im Spital abgewiesen und es wird ihnen 
aufgetragen, mit einem Dolmetscher wie-
derzukommen, da man sie andernfalls nicht 
behandeln kann. Die entsprechenden Perso-
nen und Mittel fehlen.

Rechtliche Unterstützung im 
Asylverfahren 

Trotz der im Oktober 2011 eingeführten 
gesetzlichen Rechtsberatung besteht ein 
großes De#zit im Rechtsschutzverfahren 
der AsylwerberInnen. Da das Vorbringen 
der Antragsteller leider 
oft nicht unparteiisch 
auf den Wahrheitsgehalt 
geprüft, sondern eher 
auf mögliche Abschiebe-
gründe gescannt wird, ist 
es unbedingt nötig, Asyl-
werberInnen während 
des gesamten Verfahrens 
rechtliche Betreuung zur 
Verfügung zu stellen. 

Auch die verfahrensfüh-
renden ReferentInnen des 
Bundesasylamtes sind oft 
unzureichend geschult 
 –   sowohl im Bereich der Herkunftsländerin-
formation als auch im Hinblick auf sensib-
le Einvernahmeleitung. Außerdem sind sie 
häu#g und verständlicher Weise überfordert 
mit der Tatsache, dass ihr Beruf daraus be-
steht, jeden Tag Personen ihren dringenden 
Wunsch, in Österreich bleiben zu dürfen, ab-
schlagen zu müssen – hierbei haben sie meist 
keine tatsächliche Entscheidungsfreiheit, da 
das Bundesasylamt eine weisungsgebunde-
ne Behörde unter der Weisungshoheit des 
Innenministeriums ist. Es wäre dringend 
geboten, für die betro"enen BeamtInnen 
Schulungen jeglicher Art einzuführen, um 
zumindest ein von gegenseitigem Respekt 
geprägtes Klima zu ermöglichen.

Schubhaft
Schubhaft ist gesetzlich festgelegt das letzte 
anzuwendende Mittel, um Personen zur Mit-
wirkung an ihrem asyl- oder fremdenrecht-
lichen Verfahren in Österreich bzw. zu einer 
Abschiebung zu zwingen. Oft passiert es je-
doch, dass AsylwerberInnen oder auch Per-
sonen, die keinen Asylantrag gestellt haben, 
ohne ausreichende Gründe Tage, Wochen 
und Monate inhaftiert werden. 
In diesem Zusammenhang ist es besonders 
wichtig, die Vorgehensweise bei der Einrich-
tung des neuen Schubhaftzentrums in Vo-
dernberg genau zu verfolgen. Die Aufregung 
um die Betrauung der Sicherheits#rma G4S 

mit der Betreuung wirft 
einige Fragen auf, insbe-
sondere im Hinblick auf 
die zukünftigen Aufga-
ben der MitarbeiterInnen 
und der Frage, ob es über-
haupt möglich ist, dass 
diese nicht doch teilweise 
zur Ausführung hoheitli-
cher Akte herangezogen 
werden, die ausschließlich 
von Staatsorganen aus-
geführt werden dürfen. 
Nach Bekanntwerden des 
Vorstrafen- und Anzeige-
register der neu beauf-

tragten Firma bzw. deren MitarbeiterInnen 
ist es fraglich, ob die Erteilung des Auftrages 
an G4S im Interesse der Republik oder eher 
zu Gunsten einiger weniger ihrer VertreterIn-
nen geschah.

Europäische Ebene
Forderungen an unsere Regierung betre"en 
jedoch nicht nur unmittelbar die nationale 
Gesetzgebung. Österreichs Gesetze wer-
den zunehmend von EU-Normen bestimmt 
und gestaltet – teilweise durch unmittelba-
re Rechtsakte, die direkte Geltung in allen 
Mitgliedstaaten erlangen, zum Teils, durch 
Richtlinien, die von jedem Mitgliedstaat in 
nationales Recht umgesetzt werden  müssen. 

Nicht- Anerkennung ausländischer Diplome 
nahezu unmöglich gemacht, sodass Asyl-
werberInnen in dieser Sparte meist Zeitungs-
austräger oder Sexarbeiterinnen sind. Auch 
junge AsylwerberInnen, die mit all ihren Fä-
higkeiten dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 
stehen würden, werden daran gehindert, 
sich einzubringen, indem ihnen die Annah-
me einer Lehrstelle durch die Beschränkung 
auf Mangelberufe und die Bevorzugung von 
InländerInnen und UnionsbürgerInnen sehr 
erschwert wird; dies trotz des proklamierten 
Lehrlingsmangels.

Dem gegenüber stehen AsylwerberInnen, 
die zum Nichts-Tun verdammt sind. Sie müs-
sen sich als Schmarotzer vorkommen, ob sie 
wollen oder nicht, und haben dabei von den 
erhaltenen Leistungen weit nicht genug, um 
ein menschenwürdiges Leben zu führen (sie-
he Kritik an der Grundversorgung); scha"en 
sie jedoch, sich etwas da-
zuzuverdienen, werden 
ihnen sehr schnell die 
Grundversorgungsleis-
tungen gestrichen, sodass 
sie ausschließlich auf den 
prekären Job angewiesen 
sind. 

Es ist bekannt, welchen negativen E"ekt 
Langzeitarbeitslosigkeit auf die Betro"enen 
hat – bei einer Asylverfahrensdauer von ca. 
5 Jahren ist dies eine äußerst bedrückende 
Situation für die AsylwerberInnen, die diese 
Jahre in ständiger Unsicherheit verbringen. 
Am Ende ihres Verfahrens kann es dann tat-
sächlich passieren, dass diese Situation des 
Nicht-Arbeiten-Dürfens als mangelnde Inte-
grationsleistung angerechnet wird und so-
mit eine Ausweisungsentscheidung ergeht.
Diese Situation ist unhaltbar, da sie den 
betro"enen Personen das Recht auf eine 
selbstbestimmte Lebensführung nimmt und 
sie absichtlich zu „Schmarotzern“ des Sys-
tems macht. Es ist sinnvoll AsylwerberInnen 
den Zugang zum Arbeitsmarkt zu gewähren, 
da sie meist hoch motiviert und teilweise gut 

ausgebildet sind; sie könnten einen wertvol-
len Beitrag für unsere (überaltete) Gesell-
schaft leisten.

Grundversorgung
Die Ausgestaltung der Grundversorgung 
von AsylwerberInnen beein!usst die gesam-
te Aufenthaltsdauer in Österreich – und diese 
kann mitunter bis zu 7 oder 8 Jahre betragen, 
bis über ihren Asylantrag entschieden wur-
de. AsylwerberInnen werden während ihres 
Verfahrens in Pensionen untergebracht oder 
bekommen äußerst geringe Mittel (120€ 
monatlich für den Wohnbedarf ), um sich 
selbständig eine Unterkunft zu suchen. Erst 
kürzlich recherchierte und dokumentierte 
eine Team von ReporterInnen (Dossier.at)1 
die Zustände in den Grundversorgungsquar-
tieren mit teilweise erschreckenden Ergeb-
nissen: Schimmelbefall, überfüllte Räume 
und äußerst mangelhafte und ungesunde 

Nahrung sind nur einige 
der Probleme, mit denen 
die untergebrachten Asyl-
werberInnen zu kämpfen 
haben. Beschwerdemög-
lichkeiten gibt es de fac-
to keine und Alternativen 
auch nicht, da der Be-
trag, den man bekommt, 

wenn man sich privat eine Unterkunft sucht 
(120€), höchstens für ein Zimmer in einer 
WG reichen könnte – keinesfalls jedoch für 
ein selbstbestimmtes Leben in Würde.

Gerade AsylwerberInnen haben durch ihre 
Flucht oft traumatische Erlebnisse zu ver-
arbeiten und kämpfen neben den gegebe-
nen Lebensbedingungen mit Verlassenheit, 
Ausgrenzung, jahrelanger Angst vor dem 
Ausgang des Verfahrens in Österreich, Angst 
um die zurückgebliebenen Verwandten, 
und der Verarbeitung der traumatischen Er-
lebnisse im Heimatland. Menschen in einer 
solchen Lage brauchen von Anfang an psy-
chologische Betreuung und Schutz. Asylwer-
berInnen sind durch die Grundversorgung 
zwar krankenversichert, es fehlt jedoch oft 

Diese Situation ist unhaltbar, 
da sie den betro"enen Perso-
nen das Recht auf eine selbst-

bestimmte Lebensführung 
nimmt und sie absichtlich zu 
„Schmarotzern“ des Systems 

macht. 

Die Aufregung um die Betrau-
ung der Sicherheits#rma G4S 

mit der Betreuung wirft einige 
Fragen auf, insbesondere im 
Hinblick auf die zukünftigen 
Aufgaben der MitarbeiterIn-

nen und der Frage, ob es über-
haupt möglich ist, dass diese 
nicht doch teilweise zur Aus-

führung hoheitlicher Akte he-
rangezogen werden, die aus-
schließlich von Staatsorganen 

ausgeführt werden dürfen. 
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Es ist menschenunwürdig, schutzsuchende 
Personen in solche Zustände zurückzuschi-
cken.

Dies ist das Problem im sogenannten „Dublin-
system“, das sich auch mit der Dublin-III-VO 
nicht bedeutend ändern wird: es ergibt kei-
nen Sinn, seine ganze Kraft auf den krampf-
haften Schutz von Grenzen zu fokussieren, 
statt all dieses Geld dafür zu investieren, 
Flüchtlingen eine bessere Unterbringung 
und Verfahrensabläufe zu gewähren. Die 
„Hin- und Herverschieberei“ von Flüchtlin-
gen, die auf dem europäischen Schachbrett 
statt#ndet, ist nicht nur menschenunwürdig 
und zerreißt oftmals Familien (Geschwister 
gelten hier beispielsweise nicht als „Fami-
lie“ und werden in unterschiedliche Staaten 
gebracht), sondern kostet auch noch völlig 
unnötig sehr viel Geld. Wenn man bedenkt, 
dass viele Länder genauso viele Asylwerbe-
rInnen über das Dublin-System abschieben, 
wie sie aus anderen Ländern zurückbekom-
men, kann man ganz leicht schließen, dass 
die Anzahl der Asylanträge gleich bleibt, 
aber unheimlich viel Geld verschwendet 
wird. 

Mag.a Angelika Watzl ist nach einem Stu-
dium der Rechtswissenschaften und der 
Internationalen Entwicklung an der Univer-
sität in Wien und Fribourg (CH) mit Schwer-
punkt Grund- und Menschenrechte Rechts-
beraterin in Asyl- und Fremdenrecht für die 
Diakonie Flüchtlingshilfe in Traiskirchen. 
Vorstandsmitglied der Österreichischen Liga 
der Menschenrechte.

Bereits hier sollte künftig angesetzt werden, 
sodass sich die Umsetzung nicht auf die fest-
gelegten Mindeststandards beschränkt und 
Österreich keinesfalls mehr als das Mindest-
maß leisten will. Vielmehr sollten wir mit gu-
tem Beispiel vorangehen, AsylwerberInnen 
nicht nur das Mindestmaß zugestehen und 
für eine solidarische Europäische Flücht-
lingspolitik plädieren. Wenn aus dem Innen-
ministerium in Fragen europäischer Angele-
genheiten verlautbart wird „die Forderung 
[nach einer gerechteren Verteilung der Asyl-
werberInnen im Dublin-System] der NGO 
richte sich an den EU-Gesetzgeber und sei 
nicht Sache des Innenministeriums“2 , dann 
ist daran bereits klar erkennbar, dass unsere 
Regierung bestrebt ist, die Verantwortung 
von sich selbst abzuschieben. Tatsächlich 
werden die Gesetzgebungsakte, nicht von 
„der EU“ als abstraktes In-
strument verabschiedet, 
sondern von 29 Vertretern 
unserer Mitgliedstaaten, 
einer davon im Minister-
rat immer ein/e Österrei-
cherIn! Wir sind daher zu 
1/29tel an allen Entschei-
dungen mitverantwort-
lich! „Wir“ deshalb, weil 
die von uns gewählten 
und somit „beauftragten“ 
PolitikerInnen diese Ent-
scheidungen tre"en – wir dürfen von un-
seren PolitikerInnen daher Verantwortung 
auch auf Europaebene einfordern! Europa 
ist nicht losgekoppelt von Österreich, es ist 
kein Phänomen, das einfach passiert – Euro-
papolitik wird gemacht – auch von unseren 
PolitikerInnen!

Es liegt in der Natur der Sache, dass sich die 
Länder der EU und des Schengenraums bei 
der Flüchtlings- und Migrationspolitik eini-
gen müssen. Gemeinsame Grenzen fordern 
ein gemeinsames Agieren und gleichzeitig 
bedeutet dieses „gemeinsam“ ein Miteinan-
der das nicht unter dem Vorbehalt steht, für 
den eigenen Staat möglichst viel herauszu-

holen und das Kostenrisiko anderen zu über-
lassen. Kein Staat möchte die Verp!ichtung 
eingehen, die mit der Aufnahme von Flücht-
lingen (auf seinem Gebiet) einhergeht. Es ist 
dies jedoch keine Frage des Quoten-Aussu-
chens, sondern es ist eine völkerrechtliche 
Verp!ichtung, die jeder einzelne Staat der 
Europäischen Union eingegangen ist. 

Es ist schändlich und beschämend, wie unse-
re PolitikerInnen auf die unzähligen Flücht-
lingereagieren, die jedes Jahr – nicht nur 
auf Lampedusa – bei dem Versuch, sicheres 
Territorium zu erreichen, sterben. Man kann 
sich der bereits eingegangen Verantwor-
tung nicht dadurch entziehen, möglichst 
unzugänglich zu sein. Was nützt ein Verspre-
chen, wenn man alles tut um zu verhindern, 
dass man es je einlösen muss? Es ist feige, 

unehrlich und ein Rechts-
bruch gegenüber der GFK 
wenn die Mitgliedstaaten 
der EU die Bemühungen, 
ihre Grenzen zu sichern 
konstant verstärken, sich 
jedoch weigern, Möglich-
keiten zu scha"en, durch 
die sie Schutzsuchende le-
gal aufnehmen können. Es 
ist derzeit rechtlich nicht 
möglich, legal und sicher 
in die EU einzureisen, um 

hier um internationalen Schutz anzusuchen 
– das ist unhaltbar!
Durch das bestehende System wird die 
Aufnahme von Flüchtlingen an die Außen-
grenzen Europas gedrängt – jedoch sind 
genau diese Länder die Ärmsten innerhalb 
des Staatenverbandes. Es macht rein rech-
nerisch keinen Sinn, diesen Ländern die 
Hauptlast der eintre"enden Asylverfahren 
aufzubürden und sich gleichzeitig zu erwar-
ten, dass die Behandlung der Flüchtlinge in 
allen Mitgliedstaaten gleich gut ist – genau 
dies setzt das System jedoch voraus. Das Ur-
teil des EGMR gegen Griechenland vom De-
zember  2010 zeigt, dass die Länder an den 
Außengrenzen teils völlig überfordert sind. 

Es ist feige, unehrlich und ein 
Rechtsbruch gegenüber der 
GFK wenn die Mitgliedstaa-

ten der EU die Bemühungen, 
ihre Grenzen zu sichern kon-
stant verstärken, sich jedoch 
weigern, Möglichkeiten zu 

scha"en, durch die sie Schutz-
suchende legal aufnehmen 

können.
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Idee und Konzept der Menschenrechte bilden 
die Grundlage demokratischer Verfassungen 
und des Zusammenlebens in demokratischen 
und pluralistischen Gesellschaften. Politiken 
der Partizipation, Integration und Inklusion, die 
als Antwort auf aktuelle Herausforderungen 
und Kon!iktsituationen entworfen werden, 
lassen sich letzten Endes auf menschenrechtli-
chen Prinzipien zurückführen, ohne dass diese 
als solche benannt werden. 
Dem entspricht die Feststellung, dass Wissen 
über Menschenrechte wenig verbreitet ist. 
Wenn sich Menschen Gedanken über Men-
schenrechte machen, so werden diese meist in 
Verbindung mit Menschenrechtsverletzungen 
in fernen Ländern gebracht, selten aber mit 
dem eigenen Alltag. Das Fazit, das Sommer/
Stellmacher aufgrund ihrer 
Studie für Deutschland ziehen, 
lässt sich auch auf Österreich 
übertragen: „Die befragten Per-
sonen bezeichnen Menschen-
rechte zwar an sich als sehr 
wichtig, wissen aber kaum et-
was darüber.“1 Die Studie Menschen.Rechte.Bil-
dung2 des ETC Graz weist in dieselbe Richtung: 
Aus den Interviews ging hervor, dass es weitge-
hend vom Engagement der betre"enden Lehr-
person abhängt, inwieweit Menschenrechte im 
Unterricht thematisiert werden. Die interview-
ten Jugendlichen erinnern sich allerdings nur 
vage an bestimmte Unterrichtsinhalte. Auch 
wenn sie in ihrer Argumentation – beispiels-
weise gegen ein Kopftuchverbot an Schulen – 
auf Werte der persönlichen Freiheit und religi-
ösen Selbstbestimmung zurückgreifen, setzen 

sie die Menschenrechte selten bewusst in Be-
ziehung mit ihrem alltäglichen Lebensumfeld. 
Menschenrechtsverletzungen werden eher mit 
fernen Ländern assoziiert als in klasseninter-
nem Mobbing erkannt.

Erfolgreiche Menschenrechtsbildung bedeutet 
Lernen ÜBER, FÜR und DURCH Menschenrech-
te. Lernen über Menschenrechte ist in weiten 
Teilen kognitives Lernen und umfasst Recht, 
Rechtsgeschichte, Dokumente und Durchset-
zungsmechanismen. Lernen für Menschen-
rechte bedeutet, die Prinzipien der menschli-
chen Gleichheit und Würde zu verstehen und 
anzunehmen sowie sich für die Achtung und 
den Schutz der Rechte aller Menschen ein-
zusetzen. Lernen durch Menschenrechte be-

deutet, menschenrechtliche 
Prinzipien im Lernprozess zu 
erfahren und zu re!ektieren. 
Nur Menschen, welche die 
Grundlagen und Prinzipien der 
Menschenrechte verstehen, 
werden bereit sein, für ihre ei-

genen Rechte und die anderer einzutreten und 
sie zu schützen.

Rechtlich verankert ist das Recht auf Men-
schenrechtsbildung in einigen Dokumenten. 
Es kann bereits aus der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte abgeleitet werden, die 
einerseits in der Präambel die Verp!ichtung 
aller staatlichen Organe, die Achtung der Men-
schenrechte und Freiheiten durch Unterricht 
und Bildung zu fördern enthält und zudem in 
Art. 26 (Recht auf Bildung) die Stärkung der 

Menschenrechte lernen – Das Recht 
auf Menschenrechtsbildung und 
seine Umsetzung in Österreich

von Barbara Schmiedl

„Die befragten Personen 
bezeichnen Menschen-
rechte zwar an sich als 

sehr wichtig, wissen aber 
kaum etwas darüber“

Achtung vor den Menschenrechten durch Bil-
dung festschreibt. Auch in Art. 29 der Kinder-
rechtskonvention ist unter den Bildungszielen 
die Vermittlung der Achtung vor den Men-
schenrechten und Grundfreiheiten verankert. 
Weitere Grundlagen für die Verantwortung des 
Staates für Menschenrechtsbildung bilden das 
am 10. Dezember 2004 von der UN-Generalver-
sammlung beschlossene UN-Weltprogramm 
zur Menschenrechts-
bildung (UNWPHRE)3 
samt mehrjährigen Ak-
tionsplänen sowie die 
Deklaration der Verein-
ten Nationen über Men-
schenrechtsbildung und -training (UNDHRET)4 
aus dem Jahr 2011, welche das Lernen über, 
durch und für Menschenrechte als integralen 
Bestandteil des Rechts auf Bildung auf allen 
Ebenen, von vorschulischer bis zu tertiärer Ebe-
ne, festschreiben.

In Österreich ist die Umsetzung des Rechts auf 
Menschenrechtsbildung eher schwach aus-
geprägt. Die im Aktionsplan der ersten Phase 
des Weltprogramms (2005 bis 2009) vorge-
sehene umfassende Bestandsaufnahme der 
Menschenrechtsbildung im österreichischen 
Schulwesen (Schwerpunkt Primar- und Se-
kundarstufe sowie Aus- und Fortbildung von 
Lehrkräften) fand ebenso wenig statt wie die 
ebenfalls vorgesehene Entwicklung einer na-
tionalen Implementierungsstrategie mit Priori-
tätensetzung samt nachfolgender Umsetzung 
und Evaluation. Die im Jahr 2008 vom Zentrum 
polis – Politik Lernen in der Schule im Auftrag 
des BMUKK herausgegebene Studie zur schu-
lischen Menschenrechtsbildung in Österreich5 
kann zwar Denkanstöße liefern, aber aufgrund 
des limitierten Forschungsansatzes nicht den 
Anspruch einer umfassenden Bestandsaufnah-
me und Analyse erfüllen. Die zweite Phase der 
Weltprogramms (2010-2015) legt den Fokus 
auf die postsekundären Bildungsinstitutionen. 
Im Auftrag des BMWF erstellte das Europäische 
Trainings und Forschungszentrum für Men-
schenrechte und Demokratie der Universität 
Graz eine „Baseline Study“6 als Grundlage für 
eine nationale Strategie der Menschenrechts-
bildung in der höheren Bildung. Auf dem Um-

weg der Aus- und Fortbildung von Lehrkräften 
lässt die Baseline Study zumindest auch Rück-
schlüsse auf den Stand der schulischen Men-
schenrechtsbildung zu, hinsichtlich des nächs-
ten Schritts – der Strategieerstellung – gibt es 
allerdings seit der Präsentation der Studie im 
Wissenschaftsministerium im Dezember 2012 
keine erkennbaren Schritte. Eine Menschen-
rechtsbildungsstrategie gibt es somit in Öster-

reich bislang weder im schuli-
schen noch im universitären 
Bereich, einzig für den Bereich 
der non-formalen und infor-
mellen Bildung legte der Men-
schenrechtsbeirat der Stadt 

Graz im Jahr 2011 eine umfassende Menschen-
rechtsbildungsstrategie für die lokale Ebene7, 
also für die und im Rahmen der Menschen-
rechtsstadt Graz, vor.

Bislang nicht systematisch erhoben wurde die 
Verankerung von Menschenrechtsbildung in 
der Aus- und Fortbildung staatlicher Organe, 
die als P!ichtenträgerInnen eine nicht unwe-
sentliche Rolle in der täglichen Umsetzung von 
Menschenrechten spielen. Einblicke in einzelne 
in den letzten Jahren reformierte Ausbildungs-
pläne und Curricula lassen vermuten, dass es 
hier, beispielsweise bei der Sicherheitsexeku-
tive, beim Personal im Strafvollzug oder in der 
Grundrechtsausbildung für Richteramtsanwär-
terInnen, interessante Ansätze gibt, eine Ge-
samtaussage lässt sich allerdings nicht tre"en.

Resümierend lässt sich anhand dieser in Um-
fang und Anspruch höchst unterschiedlichen 
Schritte zur Bestandsaufnahme und Strategie-
erstellung festhalten, dass Menschenrechtsbil-
dung in Österreich vor allem als Stückwerk exis-
tiert. Sie kann eher durch Einzelinitiativen und 
das Engagement einzelner Lehrkräfte, zivilge-
sellschaftlicher Organisationen und BeamtIn-
nen charakterisiert werden denn durch eine 
systematische Befassung und Umsetzung sei-
tens der zuständigen Behörden. Geradezu pa-
radigmatisch lässt sich dies anhand der Politi-
schen Bildung im österreichischen Schulwesen 
zeigen: Die schulische Menschenrechtsbildung 
wird als Teil der Politischen Bildung angese-
hen, somit teilt sie deren Schicksal: Politische 

In Österreich ist die Umset-
zung des Rechts auf Men-
schenrechtsbildung eher 

schwach ausgeprägt
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 Bildung existiert in österreichischen Schulen 
nicht als eigenständiges Unterrichtsfach, son-
dern curricular nur in Kombination mit Ge-
schichte in den Allgemeinbildenden Höheren 
Schulen sowie in Kombination mit Wirtschaft 
und Recht an den Berufsbildenden Schulen. Als 
Querschnittmaterie fächerübergreifend etab-
liert wurde die Politische Bildung mit dem ent-
sprechenden Grundsatzer-
lass 19788, seit damals gilt in 
Österreich das Unterricht-
sprinzip Politische Bildung. 
Die damit festgeschriebene 
Zuständigkeit aller Lehr-
kräfte aller Fächer bedeutet 
in der Praxis, dass sich für politische Bildung 
und Menschenrechtsbildung niemand zustän-
dig fühlt – außer den „üblichen Verdächtigen“, 
einschlägig interessierten Geschichts-, Sprach- 
und ReligionslehrerInnen. Obwohl Schulen als 
staatliche Organe zur Achtung, zum Schutz 
und zur Umsetzung der Menschenrechte ver-
p!ichtet und für die Menschenrechtsbildung 
(mit)verantwortlich sind, obwohl Lehrerinnen 
und Lehrer aufgrund ihrer beru!ichen Position 
diese Verp!ichtung als P!ichtenträgerInnen 
(duty bearers) im Sinne des Menschenrechts-
ansatzes tri"t, kann sich dennoch die Mehrzahl 
der Schulen und Lehrkräfte aufgrund der ge-
setzlichen Rahmenbedingungen dieser P!icht 
entziehen.

Aus diesem Befund ergibt sich die Empfehlung 
an die Bundesregierung und die zuständigen 
Bundesministerien BMUKK und BMWF, dem 
bisher erfolgten Schritt der teils fragmentari-
schen, teils umfassenden Bestandsaufnahme 
nun auch die nächsten Schritte der Erstellung 
und Umsetzung von Strategien zur Imple-
mentierung von Menschenrechtsbildung auf 
allen Ebenen der formalen Bildung, von den 
Vor- und Volksschulen bis zu den Universitä-
ten, folgen zu lassen. Will man die Vorgaben 
des UN-Weltprogramms zur Menschenrechts-
bildung ernst nehmen, bedarf es einer politi-
schen Schwerpunktsetzung. Der Zeitpunkt für 
einen ersten Schritt ist günstig: Angesichts der 
völligen Neugestaltung der LehrerInnenausbil-
dung in Form der PädagogInnenbildung neu 
bietet sich die Gelegenheit, Menschenrechte 

und Menschenrechtsbildung im österreichi-
schen Bildungssystem erstmals zu institutio-
nalisieren und #x zu verankern. Ein obligato-
risches Basismodul zu Menschenrechten und 
Menschenrechtsbildung schon im Grundstudi-
um, das sich unter Nutzung der vorhandenen 
Ressourcen auch kurzfristig realisieren lässt, 
bildet die solide Basis für ein fakultatives Spezi-

alisierungsmodul mit dem 
Ziel einer Schwerpunktset-
zung im fortgeschrittenen 
Bachelor- beziehungsweise 
im Masterstudium. Bis die 
solcherart ausgebildeten 
LehrerInnen ihre ersten An-

stellungen im Schuldienst #nden, bleibt noch 
ein Zeitpu"er von einigen Jahren, in denen 
man sich per Strategie dem Ziel einer „men-
schenrechtsfreundlichen Schule“ (Amnesty In-
ternational UK) annähern könnte.

Mag.a Barbara Schmiedl ist am Europäischen 
Trainings- und Forschungszentrum für Men-
schenrechte und Demokratie – ETC Graz für 
Programm und Menschenrechtsbildung zu-
ständig.
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and Training, http://www.ohchr.org/EN/Issues/Education/
Training/Pages/UNDHREducationTraining.aspx (5.12.2013).
5 Raimund Pehm (2008), Schulische Menschenrechtsbil-
dung in Österreich. Eine empirische Analyse auf der Grund-
lage von 56 Praxisbeispielen.
6 Wolfgang Benedek, Eva Bravc, Lisa Heschl, Anna Leicht-
fried, Nora Scheucher (2012), Baseline Study zur Men-
schenrechtsbildung an den postsekundären Institutionen 
Österreichs. Ein Beitrag zum Weltprogramm für Menschen-
rechtsbildung der Vereinten Nationen.
7 Joachim Hainzl (2011), Strategien und Maßnahmen für 
die kommunale Menschenrechtsbildung in der Menschen-
rechtsstadt Graz.
8 Grundsatzerlass Politische Bildung, http://www.bmukk.
gv.at/medienpool/15683/pb_grundsatzerlass.pdf 
(5.12.2013)

Will man die Vorgaben des 
UN-Weltprogramms zur Men-

schenrechtsbildung ernst 
nehmen, bedarf es einer politi-

schen Schwerpunktsetzung.
Die Verp!ichtungen der Vertragsstaaten 
aus der CRPD im Bereich der Bildung be-
ziehen sich auf das „Bildungssystem“ insge-
samt. Dies bedeutet, dass nicht nur Schulen 
umfasst sind, sondern alle Einrichtungen, 
die zumindest auch einen Bildungsauftrag 
haben – von Einrichtungen der Frühkind-
lichen Bildung, Betreuung und Erziehung 
bis hin zur postuniversitären Weiterbil-
dung, Erwachsenenbildung u.a. (vgl. GEW 
2008, 19). 

Der Zugang für SchülerInnen mit Behinde-
rungen muss gleichberechtigt mit ande-
ren in der Gemeinschaft, in der sie leben, 
erfolgen. Das heißt, SchülerInnen mit Be-
hinderungen müssen möglichst in ihrer 
Lebensgemeinschaft und 
gewohnten Umgebung, 
in der sie aufwachsen, 
Zugang zum Grund-
schulunterricht und zur 
Sekundarschulbildung 
haben (sozial-inklusiver Aspekt). Daher 
ist es nicht ausreichend, wenn inklusive 
Schulangebote sich nur auf einige wenige 
Schulen konzentrieren. Die Vertragsstaaten 
sind vielmehr zur Gewährleistung einer !ä-
chendeckenden Versorgung mit inklusiven 
Schulen verp!ichtet.

Innerhalb des allgemeinen Schulsystems 
ist eine bestmögliche individuelle Unter-
stützung anzubieten, um den SchülerIn-
nen mit Behinderungen eine wirksame 

Bildung zu erleichtern, und zwar „mit dem 
Ziel der vollständigen Inklusion“. Es sind 
geeignete Maßnahmen zur Einstellung von 
Lehrkräften einschließlich solcher mit Be-
hinderungen, die z.B. in Gebärdensprache 
oder Brailleschrift ausgebildet sind, und 
zur Schulung von Fachkräften und Mit-
arbeitern und Mitarbeiterinnen auf allen 
Ebenen des Bildungswesens zu ergreifen. 
Diese Schulung schließt die Schärfung des 
Bewusstseins für Behinderungen und die 
Verwendung geeigneter ergänzender und 
alternativer Formen, Mittel und Formate 
der Kommunikation sowie pädagogische 
Verfahren und Materialien zur Unterstüt-
zung von Menschen mit Behinderungen 
ein.

Umfassende Bildung 
bedeutet auch, dass 
Menschen mit Behin-
derungen ohne Dis-
kriminierung und 

gleich berechtigt mit anderen Zugang zu 
allgemeiner Hochschulbildung, Berufsaus-
bildung, Erwachsenenbildung und lebens-
langem Lernen haben. Zu diesem Zweck 
ist sicherzustellen, dass für Menschen mit 
Behinderungen angemessene Vorkehrun-
gen getro"en werden. Damit verbunden 
ist jedenfalls der Abbau von baulichen und 
von Kommunikations- und Informations-
barrieren sowie eine einkommens- und 
vermögensunabhängige Kostenübernah-
me notwendiger Hilfsmittel. SchülerInnen 

Das Menschenrecht auf Bildung 
aus der CRPD 

Forderungen der ÖAR

von Christina Meierschitz

Die Vertragsstaaten sind zur 
Gewährleistung einer !ächen-

deckenden Versorgung mit 
inklusiven Schulen verp!ichtet.
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mit Behinderungen müssen durch schuli-
sche Bildung so quali#ziert sein, dass sie in 
der Lage sind, Angebote 
tertiärer  Bildung erfolg-
reich wahrzunehmen.

Es liegen der Behinder-
tenrechtskonvention #-
nanzwissenschaftliche 
Untersuchungen zu-
grunde, wonach ein in-
klusives Bildungssystem 
langfristig kostengünsti-
ger ist, als die Unterhal-
tung eines dualen Systems von Regel- und 
Förderschulen (geringeren Verwaltungs-
aufwand, Schließung von Förderschulen, 
Transportkosten aufgrund kürzerer An-
fahrtswege zur nächstgelegenen regulären 
Schule. Der größte Kostenvorteil wird in 
der Einsparung von Personalkosten gese-
hen) (vgl. GEW 2008, 31)1.
Das Abkommen betont, dass gehörlose 
Kinder, Recht auf Bildung in und mit Ge-
bärdensprache(n) haben. Für das öster-
reichische Bildungssystem bedeutet das, 
dass die Österreichische Gebärdensprache 
(ÖGS) ihren Platz als Unterrichtssprache 
bekommen muss. Es ist daher notwendig, 
eine Bildungsumgebung zu gestalten, in 
der Kinder in ihrer akademischen und so-
zialen Entwicklung am besten gefördert 
werden. In diesem Sinne ist die Schule so 
zu gestalten, dass gehörlose Kinder und 
Lehrkräfte untereinander die Gebärden-
sprache im Unterricht und Alltag verwen-
den können.

Vielmehr belegt eine österreichische Stu-
die zur Situation gehörloser und hörbehin-
derter Schülerinnen und Schüler und ihrer 
Lehrerinnen und Lehrer, dass bilingualer 
Unterricht mit Österreichischer Gebärden-
sprache (ÖGS) in allen Bundesländern die 
Ausnahme darstellt: „Nur eine der sechs 
Gehörlosenschulen bekennt sich klar und 
o"en zur ÖGS und bemüht sich, den bilin-
gualen Ansatz im Unterricht umzusetzen. 

Alle anderen Gehörlosenschulen setzen ei-
nen deutlichen Schwerpunkt auf Deutsch 

in Wort und Schrift oder 
vermeiden es, sich klar 
zu positionieren. Bis auf 
wenige Ausnahmen, die 
ein bilinguales Konzept 
mit ÖGS und Deutsch 
umsetzen konnten, wer-
den Schulkinder, die 
integrativ beschult wer-
den, ohne die Verwen-
dung von ÖGS unter-
richtet und gefördert“ 

(Krausneker/ Schalber 2007).

Dr. Christina Meierschitz, geb. 1960 in 
Graz. Juristin, seit 1999 Leiterin der Rechts-
abteilung der ÖAR und stv. Vorsitzende des 
unabhängigen und weisungsfreien Moni-
toringausschusses zur UN-Konvention über 
die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen.

1 Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft GEW 
(2008): Gutachten zu den völkerrechtlichen und in-
nerstaatlichen Verp!ichtungen aus dem Recht auf 
Bildung nach Art. 24 des UN-Abkommens über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen und zur 
Vereinbarkeit des deutschen Schulrechts mit den 
Vorgaben des Übereinkommens. Erstellt im Auftrag 
der Max-Traeger-Stiftung. Online Abrufbar unter: 
http://www.gew.de/Binaries/Binary48790/080919_
BRK_Gutachten_#nalKorr.pdf (Stand: 02.03.2010).

Aus oben gesagtem ergeben sich folgende Forderungen:

1. Inklusive interdisziplinäre Forschung und Lehre ist in allen Bildungseinrich-
tungen zu realisieren. Insbesondere ist eine Erweiterung des Forschungsfokus, 
Einführung partizipativer Forschung sowie inklusive Pädagogik in allen universi-
tären Disziplinen zu verwirklichen.

2. Eine Inklusive Bildungsstruktur ist auf allen Ebenen des österreichischen Schul-
systems, so auch in den allgemeinbildenden und berufsbildenden höheren 
Schulen und Hochschulen zu scha"en und auch in der Erwachsenenbildung zu 
realisieren. Dazu ist auch österreichweit die Frühförderung auf ein umfassendes 
Ausmaß auszubauen.

3. Barrierefreie Bildungsangebote, sind insbesondere durch umfassend barriere-
freie Schulen, die bestmögliche Förderung von SchülerInnen und Studierenden 
durch eine Verbesserung der Unterrichtsqualität umzusetzen.

4. Erforderliche Hilfsmittel für Menschen mit Behinderungen müssen in allen 
Ausbildungen kostenfrei zur Verfügung gestellt werden.

5. Die behindertenspezi!schen professionellen Quali!kationen sind unter Ein-
beziehung von Menschen mit Behinderungen durch folgende Maßnahmen dra-
matisch zu erhöhen 
a. die Verbesserung des Fortbildungsangebotes für LehrerInnen und die Schul-

aufsicht (BezirksschulinspektorInnen)
b. die Einführung des P!ichtfaches Barrierefreiheit und „Design for All“ in allen 

entsprechenden Ausbildungen 
c. die Erweiterung der Curricula der Medizinberufe durch Fachwissen für Men-

schen mit Behinderungen, Psychiatrie, Gerontopsychiatrie und P!ege 
d. Erhöhung der Quali#kation für Kommunikation und Unterstützung bei Behör-

den, Ämtern und Körperschaften des ö"entlichen Rechtes, sowie privatwirt-
schaftlichen Unternehmungen der ö"entlichen Hand.

6. Unterstützungsmaßnahmen von Interessenvertretungen oder Peers durch 
Beratungs- und Vertretungsleistungen sind #nanziell abzusichern, indem insbe-
sondere die Herausgabe von behindertenspezi#schen Informationsbroschüren 
und die Beratungsdienste von Behindertenorganisationen durch entsprechen-
de gesetzliche Bestimmungen nachhaltig #nanziell abgesichert werden.

Es liegen der Behinderten-
rechtskonvention #nanzwis-
senschaftliche Untersuchun-
gen zugrunde, wonach ein 
inklusives Bildungssystem 

langfristig kostengünstiger ist, 
als die Unterhaltung eines du-
alen Systems von Regel- und 

Förderschulen
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Geschlechtergerechtigkeit: 
Es gibt genug zu tun! 

von Marianne Schulze

Wie nimmt man Österreichs Geschlechter-
politik von außen wahr? Die 23 Expertin-
nen und Experten des 
Fachausschusses zur 
Frauenrechtskonventi-
on (CEDAW) haben 2013 
wieder eine Evaluierung 
vorgenommen und dabei 
unter anderem folgen-
de Beobachtungen zur Verwirklichung von 
Menschenrechten für Frauen gemacht: Tra-
ditionelle Haltungen und stereotype Rollen-
bilder zu P!ichten von Frauen und Männern 
in Familie und Gesellschaft bestehen weiter, 
Frauen werden als Mütter & Betreuerinnen, 
Männer als Familienerhalter dargestellt, die 
Verantwortung für die Kinderbetreuung 
wird klar den Frauen zugeordnet.
„Solche Klischees,“ so die ExpertInnen der 
Vereinten Nationen, „untergraben den sozia-
len Status von Frauen und benachteiligen sie 
in fast allen Lebensbereichen,“ so auch in der 
Verwirklichung der folgenden Dimensionen: 

technische Berufe 

Decke 

 häuslichen Aufgaben 

Die Auswirkungen mangelnder Geschlech-
tergerechtigkeit sind mannigfaltig und sie 

sind in allen Lebensberei-
chen spürbar. Im folgen-
den soll – ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit – auf 
einige Aspekte und Aus-
wirkungen von mangeln-
der Gleichstellung zwi-

schen Frauen und Männern eingegangen 
werden: 

Multiple Diskriminierung 
Die Andersbehandlung von Frauen pas-
siert vielfach nicht nur nach dem Merkmal 
„Geschlecht.“ Andere Faktoren, wie z.B. die 
ethnische Zugehörigkeit (Migrantin), der 
Familienstatus (Alleinerzieherin), der öko-
nomische Status (Mindespensionistin), wie 
auch eine Behinderung können gemeinsam 
mit dem Merkmal Geschlecht durch mehr-
fache Zuschreibungen zusammenwirken 
und Ausgrenzung bzw. Marginalisierung 
verstärken. Die Sensibilisierung für das Phä-
nomen mehrfache Diskriminierung und 
dessen Auswirkungen ist stark ausbaubar. 
Dies wird auch an einer institutionellen Hür-
de deutlich: wiewohl es zahlreiche Stellen 
gibt, an die man sich im Falle einer Diskri-
minierung wenden kann, gibt es eine große 
Zersplitterung nach Diskriminierungsgrün-
den. So kann z.B. eine multiple Diskrimi-
nierung einer Frau mit Behinderungen bei 
mehreren Stellen deponiert werden, jedoch 

nicht notwendiger Weise nach sämtlichen 
vermuteten Diskriminierungsgründen ge-
prüft werden. 
Die Empfehlungen der ExpertInnen des 
Fachausschusses der Vereinten Nationen 
sind daher dringend umzusetzen: 
1. Untersuchung der Hindernisse im Zu-

gang zur Durchsetzung von Menschen-
rechten nach einer Diskriminierung; 

2. Sensibilisierung für mehrfache und ver-
schärfte („aggravated“) Formen von Dis-
kriminierung. 

Einkommensunterschiede 
Österreich liegt bei geschlechterspezi#-
schen Gehaltsunterschieden unter den EU 
Ländern an vorletzter Stelle – gemessen an 
den Bruttostundenver-
diensten der Privatwirt-
schaft. Die Einkommens-
unterschiede, vor allem 
in der Privatwirtschaft, 
haben mehrere Ursa-
chen, die überwiegend 
mit einer geschlechter-
spezi#schen Erklärung 
verknüpft sind. Teilzeitbeschäftigungen 
werden mehrheitlich von Frauen ausge-
übt, Tendenz steigend. Ein weiterer Faktor 
für die nach wie vor signi#kanten Einkom-
mensunterschiede sind a-typische Beschäf-
tigungsverhältnisse, die oftmals mit pre-
kären Arbeitsbedingungen einhergehen. 
Neben der Studien- und Berufswahl und 
dem damit verbundenen Grad der Quali#-
zierung, macht sich hier auch der Mangel an 
!ächendeckender adäquater Kinderbetreu-
ung bemerkbar: die strukturellen De#zite in 
der Gewährleistung von Kinderbetreuungs-

möglichkeiten drängen Frauen – denen die 
Verantwortung in diesem Bereich nach wie 
vor hauptsächlich zukommt – aus der Voll-
zeitbeschäftigung bzw. adäquat entlohn-
ten Jobmöglichkeiten. 

Folgende Empfehlungen der ExpertInnen 
des Fachausschusses der Vereinten Natio-
nen gilt es daher dringend umzusetzen: 
1. Verbesserung der Wiedereinstiegsmög-

lichkeiten von Frauen nach der Geburt 
eines Kindes; 

2. Chancen zur Ermöglichung von Vollzeit-
beschäftigung zu erleichtern; 

3. Bewusstseinsmaßnahmen zur Ermuti-
gung von Männern, mehr Verantwortung 
für die Kinderbetreuung zu übernehmen. 

Armut 
Die strukturelle Diskriminierung von Frau-
en, gerade auch in der Arbeitswelt, wirkt 
sich auf die Armutsgefährdung aus, die 
13% höher ist als bei Männern (10%). Fast 
ein Drittel der Ein-Eltern-Haushalte (30%) 
ist armutsgefährdet, der weit überwiegen-

de Teil von Alleinerziehe-
rInnen (87%) sind Frauen. 
Laut Armutskonferenz1 
sind die strukturellen 
De#zite im Bereich Kin-
derbetreuung, trägt das 
herrschende Frauenbild, 
das die Verantwortung 
für Kinderbetreuung 

hauptsächlich bei Frauen sieht, wesentlich 
dazu bei, die Verdienstmöglichkeiten von 
Alleinerzieherinnen einzuschränken.

17% der österreichischen Bevölkerung (1,05 
Millionen) sind armutsgefährdet, von ma-
nifester Armut waren 2010 511.000 betrof-
fen. Neben Alleinerzieherinnen sind es vor 
allem Frauen mit Pensionsbezug – die eine 
Mindestpension erhalten und insbesonde-
re jene, die allein leben – sowie Migrantin-
nen und prekär beschäftigte Frauen, die am 
Rande zu oder in Armut leben. 

Die Auswirkungen mangeln-
der Geschlechtergerechtigkeit 

sind mannigfaltig und sie 
sind in allen Lebensbereichen 

spürbar.

Österreich liegt bei geschlechter-
spezifischen Gehaltsunterschieden 
unter den EU Ländern an vorletzter 

Stelle – gemessen an den Brut-
tostundenverdiensten der Privat-

wirtschaft.

Fast ein Drittel der 
Ein-Eltern-Haushalte (30%) 

ist armutsgefährdet, der weit 
überwiegende Teil von 

AlleinerzieherInnen (87%) 
sind Frauen.
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Die Empfehlungen der ExpertInnen des 
Fachausschusses der Vereinten Nationen 
sind dringend umzusetzen: 
1. Erhöhung des Zugangs zu Möglichkeiten 

der Vollzeitbeschäftigung, 
2. Evaluierung des Pensionssystems in Hin-

blick auf seine Auswirkungen auf Frauen 
und Männer. 

Frauenbilder
Die ExpertInnen des Fachausschusses der 
Vereinten Nationen zu Frauenrechten zeig-
te sich „besorgt über das Vorherrschen 
von stereotypen Darstellungen extrem 
schlanker Models in der Modewelt, was 
möglicherweise zu dem immer häu#ger 
auftretenden Problem von Essstörungen 
bei Mädchen beiträgt, ebenso wie zu dem 
Phänomen, dass sich Mädchen und Frauen 
Schönheitsoperationen unterziehen, um 
dem Schönheitsideal, das von den Medi-
en vorgegeben wird, zu entsprechen.“ Der 
Begri" Medien sollte hier weit verstanden 
werden, vor allem die durch sexistische 
Werbung transportierten Bilder vermitteln 
stereotype Frauenrollen und verstärken 
den vom Fachausschuss angeprangerten 
Schlankeitswahn. 

Die Empfehlungen der ExpertInnen des 
Fachausschusses lauten insbesondere auf 
ein Aufbrechen stereotyper Darstellungen 
von und Haltungen gegenüber Frauen, 
sowie die Stärkung des Bewusstseins von 
Lehrenden zum Abbau von stereotypen Ge-
schlechterrollen in verschiedenen Aspekten 
des Unterrichts. 

Dr.in Marianne Schulze ist selbständige 
Menschenrechtskonsulentin mit Schwer-
punkt Inklusion von Menschen mit Behinde-
rungen. Studium der Rechtswissenschaften 
in Wien & Sydney, Australien. Aufbaustudi-
um zu Menschenrechten an der University 
of Notre Dame, Indiana. Vorstandsmitglied 
der Österreichischen Liga für Menschen-
rechte.

Quellen: 
UN Frauenrechtskomitee, abschließende 
Empfehlungen 2007, CEDAW/C/AUT/CO/6 
UN Frauenrechtskomitee, abschließende 
Empfehlungen 2013, CEDAW/C/AUT/CO/7-8

Im Rahmen des Diskurses um Unterneh-
mensverantwortung wird die ökonomische 
Säule (neben der sozialen und ökologischen) 
gerne auf den Business Case, also das Pro#-
tabelmachen verantwortlichen Unterneh-
menshandelns reduziert. Dabei umfasst die 
monetäre Verantwortung unternehmeri-
schen Handelns wesentlich die eigene Betei-
ligung an den gesellschaftlichen Kosten via 
Abgaben, insbesondere Steuern. „Der inter-
nationale Währungsfond schätzte 2010, dass 
sich die Bilanzen der kleinen Insel-Finanzzen-
tren allein auf bis zu 18 Billionen Dollar belau-
fen, eine Summe, die etwa einem Drittel des 
weltweiten Bruttoinlandsprodukts (BIP) ent-
spricht.“1 Das Tax Justice Network geht sogar 
von 21 bis 32 Billionen2 US-Dollar privaten 
Finanzvermögen aus, die nicht versteuert 
beziehungsweise in Schatten#nanzplätzen 
im Nirwana verschwinden.3 Dieser Zustand 
ruft den Gesetzgeber als Akteur unter ande-
rem auch für die Gewährleistung der ökono-
mischen Unternehmensverantwortung aufs 
Trapez. Die Wahrnehmung dieser Aufgabe 
ist aus Sicht des Netzwerks unzufrieden stel-
lend, nicht zuletzt deswegen, weil Österreich 
auch im Schatten#nanzindex 2013 noch an 
Platz 18 von 82 untersuchten Steueroasen 
steht4. Zu recht, wenn man sich die Entwick-
lung des letzten Jahres anschaut…
Mit 1. Jänner 2013 trat das sogenannte Abge-
ltungsabkommen zwischen Österreich und 
der Schweiz in Kraft. Mit dem Abkommen 
wurden im Wesentlichen zwei Maßnahmen 
festgelegt: unversteuerte Vermögenswerte 

wurden von strafrechtlichen Folgen freige-
stellt und eine anonym zu erfolgende Ab-
geltungssteuer für diese Vermögenswerte 
festgelegt. Grundlage für dieses Abkommen 
ist das in § 38 Abs. 1 BWG rechtlich veranker-
te Bankgeheimnis. Es wird davon ausgegan-
gen, dass Vermögenswerte in Höhe von 20 
Milliarden Euro betro"en sind. Damit stellt 
sich unmittelbar die Frage, ob nicht mit sol-
chen Regelungen die rechtliche Gleichheit 
vor, durch und im Gesetz aller BürgerInnen 
verletzt wird. Begründet werden diese Maß-
nahmen mit budgetären Vorteilen für die 
Republik, gern vergessen wird die damit ver-
bundene verfassungs- und menschenrecht-
liche Problematik.
In Artikel 7 Absatz 1 der Bundesverfassung5 
heißt es: „Alle Staatsbürger sind vor dem 
Gesetz gleich. Vorrechte … des Standes, 
der Klasse … sind ausgeschlossen.“ Dieser 
Grundsatz gilt auch in der Steuerpolitik. 
D.h. Gleiches muss gleich besteuert werden. 
Nun sind die Einnahmen beispielsweise aus 
nichtselbständiger Arbeit und „passive“ Ein-
kommen wie aus Vermögensbesitz und Ka-
pital nicht gleich und die Privilegierung von 
„passiven“ Einkommen möglich, wenn sie 
sachlich gerechtfertigt wäre. Gerne wird die 
Minderbesteuerung von Kapitaleinkünften 
mit dem zuvor eingegangenen unterneh-
merischen Risiko begründet. Diese Zweck-
setzung steuerrechtlicher Politiken #ndet 
ihre Verankerung im Prinzip der Besteue-
rung nach der Leistungsfähigkeit, die jedoch 
gerade im Fall von Kapitaleinkommen – 

Steuerlicher Ablasshandel mit dem 
Gleichheitsgrundsatz

von Peter Fleissner, Karl Goldberg, Marieta Kaufmann
Netzwerk Soziale Verantwortung (NeSoVe)
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 leistungsloses Einkommen ohne Arbeitsan-
strengung – erheblich ausgeprägter ist. Ver-
gessen wird hier gern, dass teilweise auch bei 
Gewinneinkommen die progressive Steuer 
greift und hier die verfassungsrechtlichen 
Bedenken wohl nicht greifen, was o"en-
sichtlich Interpretations- und Auslegungs-
spielräume aufmacht. 
Steuerpolitik muss sich an 
der gerechten Belastung 
aller BürgerInnen messen 
lassen. Unabhängig von 
der Frage einer gerechten Steuerprogressi-
on macht es das Bankgeheimnis unmöglich, 
das Vermögen von Steuer!üchtigen über-
haupt zu erfassen6. 
Die Legalisierung illegal ins Ausland ver-
scha"ten Vermögens ist aus Gleichheitsge-
sichtspunkten höchst problematisch, denn 
die steuerrechtlichen Sanktionen haben 
auch die Aufgabe der Generalprävention, die 
durch solche „Amnestien“ unterlaufen wird.
Nach derzeit herrschender Rechtsprechung 

kommt dem Gleichheitsgrundsatz kein hö-
herer Rang als den übrigen Grundrechten 
zu, wodurch auch einzelne gleichheitswid-
rige Regelungen gescha"en und aufrecht-
erhalten werden können, wenn dies durch 
ein Verfassungsgesetz geschieht und dies im 
Rahmen einer Verhältnismäßigkeitsprüfung 

als verfassungsgemäß be-
urteilt wird. Dies ist wie-
derholt in steuerrechtli-
chen Zusammenhängen 
geschehen, und der Ver-

fassungsrechtsexperte Walter Berka von der 
Universität Salzburg kommt zu dem Schluss, 
dass dies „der Verfassungskultur im Prinzip 
kein gutes Zeugnis ausstellt“.7

Ohne Zweifel ist die Gewichtung bei der Ab-
wägung von Interessenkollisionen verschie-
dener verfassungsrechtlicher Güter wie der 
Freiheit und Gleichheit eine Frage des po-
litischen Willens und daher anzuregen, die 
Freiheit unternehmerischen Wirkens dem 
Interesse an der Gleichheit und Verhältnis-

mäßigkeit steuerrechtlicher Maßnahmen 
unterzuordnen.
Im Folgenden sollen empirische Befunde 
zu Armut und Reichtum auf Grundlage des 
Bankgeheimnisses gegenübergestellt wer-
den. Für die Beurteilung der menschrecht-
lichen Situation in einem Land ist die wirt-
schaftliche und soziale Lage der Bevölkerung 
von zentraler Bedeutung, steckt sie doch die 
individuellen Spielräume für die Gestaltung 
des eigenen Lebens ab. Dabei geht es nicht 
nur um die absolute Höhe, sondern auch 
um die Unterschiede zwischen den Men-
schen eines Landes. Wilkinson und Pickett8 
haben gezeigt, dass ein höheres Maß an 
sozialer Gleichheit mit besseren 
Werten für Indikatoren einher-
geht, die eine Einschätzung der 
sozialen Lage einer Gesellschaft 
und ihrer Stabilität erlauben. In-
dikatoren der Ungleichheit kor-
respondieren unmittelbar etwa 
mit geringerer Lebenserwartung, 
mit schlechterer physischer und 
psychischer Gesundheit sowie 
dem Bildungsgrad, mit höheren 
Selbstmordraten, Drogenkonsum 
und Inhaftierungsraten. In einer 
neueren Arbeit bestätigten Szlendak und 
Karwacki9 diesen Befund für 22 Länder in der 
Europäischen Union. 

Indikatoren der Einkommens- und Vermö-
gensverteilung erlauben eine Beurteilung 
des absoluten und relativen Niveaus der 
wirtschaftlichen und sozialen Lage. Unter-
sucht man zusätzlich ihre Veränderung im 
Lauf der Zeit, erlauben sie auch Tendenzaus-
sagen für die zukünftige Entwicklung.

Die Lohneinkommen stellen einen wichti-
gen Indikator für die wirtschaftliche Lage ei-
nes wesentlichen Teiles der österreichischen 
Bevölkerung dar (Abb. 1). Dabei fallen drei 
Diskrepanzen ins Auge:

-
schen Männern und Frauen in den letz-
ten Jahren so gut wie nicht verringert. Die 

Männer verdienen nach wie vor rund um 
die Hälfte mehr als die Frauen. 

-
wicklung (real = nach Abzug der Preisstei-
gerungen) für beide Geschlechter über die 
Zeit, zeigt sich zweitens, dass die Reallöhne 
in den letzten 15 Jahren stagnierten10. 

der zunehmenden Ungleichheit in Öster-
reich zuungunsten der Lohnempfänge-
rInnen, wird im Vergleich mit der realen 
Arbeitsproduktivität deutlich, dass sich die 
Leistung pro Beschäftigtem/r um rund ein 
Drittel erhöht, während der Reallohn in 
etwa konstant geblieben ist.

Diese Tendenzen wirken sich aber nicht nur 
auf die soziale Lage der Lohnabhängigen 
aus, sondern drücken auch auf das Wachs-
tum der gesamten Volkswirtschaft. Mit ge-
ringerem Wachstum sinken im Allgemeinen 
die Spielräume für die Staatsausgaben, die 
nötig wären, um die zunehmende Ungleich-
heit zu kompensieren. Die schon seit zwei 
Jahrzehnten fallende Lohnquote (Abb. 2) ist 
das Spiegelbild der sich ö"nenden Schere 
zwischen Arbeitsproduktivität und Reallohn. 
Diese Entwicklung weist darauf hin, dass die 
Einkommen aus unternehmerischer Tätig-
keit über die Zeit angestiegen sind.

Es liegt nahe, dass sich bei steigender Ar-
beitslosigkeit und der Zunahme prekärer Be-
schäftigung der Anteil der Einkommen der 
Lohnabhängigen an der gesamten verfüg-
baren Wirtschaftsleistung verringert. Dies 

Abbildung 1: Reallöhne und Arbeitsproduktivität in Österreich (1997-2010)11

Steuerpolitik muss sich an der 
gerechten Belastung aller Bür-

gerInnen messen lassen. 

Abbildung 2: Unbereinigte Lohnquote in Österreich (1988-2011)12
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belegen die statistischen Daten deutlich. Die 
unbereinigte Lohnquote, die den Anteil der 
Einkünfte der lohnabhängig arbeitenden 
Menschen am gesamten Einkommen angibt, 
ist das übliche Maß der Verteilung zwischen 
LohnempfängerInnen und anderen Grup-
pen der Bevölkerung. Nach einem Höchst-
stand der ArbeitnehmerInnenentgelte am 
verfügbaren Einkommen 
von rund 65 Prozent im 
Jahre 1993 #el diese Zahl 
auf unter 58 Prozent im 
Jahre 2007. Diese Minde-
rung von sieben Prozent-
punkten entsprach einem 
Verlust der lohnabhängi-
gen Entgelte in der Höhe 
von etwa 16 Milliarden 
Euro. Allerdings erlitt nicht jeder Einzelne 
eine Lohneinbuße, denn die Löhne und Ge-
hälter der neu unter Vertrag Genommenen 
lagen niedriger als jene der aus dem Arbeits-
prozess Ausgeschiedenen. Da die krisenhaf-
te Entwicklung 2009 die Gewinneinkommen 
einbrechen ließ, kam es in diesem Jahr zu ei-
nem Anstieg des ArbeitnehmerInnenanteils, 
der aber danach wieder unter die Werte des 
letzten Jahrzehnts #el. 

Die Reichen – Nach den Untersuchungen 
von Eckersdorfer e.a.13 halten die reichsten 
10 Prozent 69 Prozent (zwei Drittel), das 
reichste Prozent sogar über 37 Prozent (mehr 
als ein Drittel) des Gesamtvermögens in ih-
ren Händen. Das Gesamtvermögen privater 
Haushalte in Österreich summiert sich damit 
auf 1.249 Milliarden Euro. Verbindet man 
die Daten über das Vermögen der österrei-
chischen Haushalte mit der Entwicklung der 
Lohneinkommen, ist bei gleichbleibender 
Steuerpolitik eine weitere Diskrepanz zwi-
schen den Lohneinkommen und den Unter-
nehmereinkommen zu erwarten.

Die Armen – Das ärmste Haushaltszehntel 
hat dagegen ein Nettovermögen von maxi-
mal 977 Euro. 7% weisen ein „negatives“ Ver-
mögen aus, sind also überschuldet.14 „Dies 

illustriert wiederum die ausgeprägte Rechts-
schiefe der Verteilung des Nettovermögens. 
Es gibt sehr viele Haushalte mit einem gerin-
gen Nettovermögen und sehr wenige Haus-
halte mit sehr hohem Nettovermögen.“15

„Andererseits sehen wir aus Daten von EU 
Befragungen …, dass in Österreich 293.000 
Jugendliche bis 17 Jahre (19%) von Aus-

grenzung oder Armut 
betro"en sind. Sie leben 
entweder in einem Haus-
halt, dessen Einkommen 
unter der Armutsgefähr-
dungsschwelle liegt, ei-
nem Haushalt, der in 
mehreren zentralen Le-
bensbereichen (Wohnung 
angemessen warm halten 

können, unerwartete Ausgaben tätigen kön-
nen, abgetragene Kleidung ersetzen kön-
nen, es bestehen Zahlungsrückstände etc.) 
eingeschränkt ist oder in einem Haushalt mit 
geringer Erwerbsintensität. 28% der Kinder 
und Jugendlichen bis 17 leben in Haushal-
ten, die keine unerwartete Ausgaben über 
950 € tätigen können. Mehr als jedes 4. Kind 
lebt in einem Haushalt, der es sich nicht leis-
ten kann, Urlaub zu machen, und mehr als 
jedes 10. Kind lebt in einem Haushalt, der 
nicht einmal im Monat Freunde oder Ver-
wandte einladen kann. (alle Zahlen aus EU 
SILC 201116)“ 

Aus weiteren Informationen (steigende Zahl 
der Arbeits- und Obdachlosen, Zunahme der 
prekären Arbeitsverhältnisse und Sozialhil-
feempfänger, Wachstum der Sozialmärkte in 
Wien und deren KundInnen) lässt sich schlie-
ßen, dass die Polarisierung der Einkommen 
(also ein relatives Zurückbleiben der wirt-
schaftlichen Position ärmerer Menschen) 
durch die immer ungleicher werdende pri-
märe Verteilung auch in den kommenden 
Jahren zunehmen wird. „Die bedarfsorien-
tierte Mindestsicherung in der Höhe von 
795 Euro liegt weit unter der Armutsschwelle 
von 1.066 Euro monatlich und reicht für die 
Betro"enen einfach nicht, um ihr Recht auf 

einen angemessenen Lebensstandard ein-
schließlich Nahrung, Wohnung, Kleidung zu 
sichern“, so der NGO „Sichtbar bleiben“.17 

Mitten in diesem Prozess der dramatischen 
Prekarisierung weiter Teile der Bevölkerung, 
tiefer Budgetlöcher und Sozialabbau an allen 
Ecken und Enden, steht das Bankgeheimnis 
fest und unerschütterlich wie ein Fels in der 
Brandung. Auch wenn das Bankgeheimnis 
gerne mit Omas Sparbuch begründet wird, 
ist dies wahrlich nicht die Krux an der Sa-
che, denn Daten zur Armut sind hinlänglich 
bekannt – wissenschaftlich wie amtlich. Ne-
ben den Lohndaten sind besonders Men-
schen am unteren Rand der Gesellschaft ein 
o"enes Buch für Behörden. Diese haben im 
Bedarfsfall sogar ihre persönlichen Lebens-
verhältnisse an verschiedenste Einrichtun-
gen des ö"entlichen wie halbö"entlichen 
Bereichs bekanntzugeben. Stellen wie das 
Arbeitsmarktservice, die Kranken- und Pensi-
onsversicherungen oder Finanzämter haben 
die Daten weiterzuleiten, die zentral gespei-
chert und miteinander verknüpft werden. In 
Bezug auf Informationen für Behörden über 
Reichtum, um beispielsweise Abgaben- oder 
Steuerbetrug auf die Spur zu kommen, wird 
jedoch das eiserne Schweigen der Camor-
ra zum verfassungsrechtlich zugesicherten 
Gesetz: das Bankgeheimnis sorgt dafür, dass 
Unternehmen oder Personen mit hohem Ein-
kommen und Vermögen vor allzu erschöp-
fenden Zugri"en durch Finanzbehörden ver-
schont bleiben. Wie ein prominentes Beispiel 
eines Ex#nanzministers zeigt, können viele 
Reiche Dank des Schutzes durch das Bankge-
heimnis ihre Steuerp!icht umgehen.

Als Bankgeheimnis gilt gemäß der Bestim-
mung in § 38 (1) BWG das O"enbarungs- 
oder Verwertungsverbot von Geheimnissen, 
die Kreditinstituten aufgrund der Geschäfts-
beziehungen mit KundInnen anvertraut 
worden sind. Finanzbehörden und die ös-
terreichische Nationalbank müssen Tatsa-
chen, die ihnen im Zuge ihrer dienstlichen 
Tätigkeiten bekannt werden und dem Bank-

geheimnis unterliegen, als Amtsgeheimnis 
wahren.18 Im Gegensatz zu sozialpolitischen 
Bestimmungen etwa wird der Schutz reicher 
VermögensbesitzerInnen durch § 38 (5) BWG 
gleich zweifach abgesichert: die vorange-
gangenen Absätze können nur mit den für 
verfassungsrechtliche Änderungen gültigen 
Quoren und der entsprechenden Zweidrit-
telmehrheit der abgegebenen Stimmen ge-
ändert werden. Absatz 5 selbst besitzt Ver-
fassungsrang.

Die verfassungsrechtlich zugesicherte Dis-
kretion über private Vermögensverhältnisse 
gilt jedoch nur jenen Einrichtungen gegen-
über, die ohnehin per Amtsverschwiegenheit 
sowie abgabenrechtlicher Geheimhaltungs-
p!icht einem gesetzlich auferlegten Schwei-
gegelübde unterworfen sind.19 Privaten, ge-
winnorientierten Finanzunternehmen wird 
weiterhin die Möglichkeit gewährt, in der 
Privatsphäre von BankkundInnen zu „schnüf-
feln“.20 Die Verp!ichtung zur Wahrung des 
Bankgeheimnisses besteht § 38 BWG (2) Zi". 
5, 6 zufolge unter anderem nicht, wenn der/
die KundIn der O"enbarung ausdrücklich 
zustimmt oder die Auskunftserteilung sich 
auf allgemein gehaltene bankübliche Aus-
künfte über die wirtschaftliche Lage eines 
Unternehmens bezieht und dieses der Aus-
kunftserteilung nicht widerspricht. Tatsäch-
lich tauschen Geschäftsbanken in der Regel 
Informationen über die #nanziellen Verhält-
nisse ihrer KundInnen untereinander aus.

Mit dem Kreditwesengesetz 1979 wurde 
erstmals eine entsprechende gesetzliche 
Verankerung für ein Bankgeheimnis ge-
scha"en. Der Inhalt des Bankgeheimnisses 
damals entsprach im Wesentlichen dem heu-
tigen Stand, war jedoch auf Basis eines einfa-
chen Bundesgesetzes formuliert. Seine ver-
fassungsrechtliche Absicherung erhielt das 
Bankgeheimnis erst durch das Bundesver-
fassungsgesetz vom 7. Juli 1988.21 Anhand 
der Gesetzesmaterialien und der Diskussio-
nen sowohl zum Entwurf des Bankgeheim-
nisses im Kreditwesengesetz 1979 als auch 

Mitten in diesem Prozess der 
dramatischen Prekarisierung 
weiter Teile der Bevölkerung, 
tiefer Budgetlöcher und Sozi-

alabbau an allen Ecken und En-
den, steht das Bankgeheimnis 
fest und unerschütterlich wie 

ein Fels in der Brandung.
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zu dessen verfassungsrechtlichen Veranke-
rung werden die wahren Absichten deutlich. 
Das Bankgeheimnis soll die #nanzielle In-
timsphäre von VermögensbesitzerInnen vor 
dem Staat schützen und den Banken hohe 
Einlagebestände auch von EinlegerInnen 
aus dem Ausland sichern. Die Erhöhung des 
Bankgeheimnisses in den 
Verfassungsrang sollte 
diese Absichten nochmals 
unterstreichen.22 Im Rah-
men der Verhandlungen 
zur Steuerreform 1988 
„ergab sich das Bedürfnis 
nach einem besonderen 
Schutz des Kapitalanle-
gers davor, daß Informa-
tionen über seine Guthaben von der Bank 
weitergegeben werden könnten.“23

Dank Bankgeheimnis gelingt es vor allem 
vermögenden Privatpersonen wie auch dem 
Unternehmensbereich, sich vor einem allzu 
intensiven Zugri" durch die Steuerbehörden 
zu „retten“. Dies hat allerdings weitreichen-
de Auswirkungen. Hierdurch werden nicht 
nur Steuerhinterziehung im In- und Ausland 
be!ügelt oder gar kriminelle Aktivitäten 
im Ausland geschützt. Die Bewahrung des 
Bankgeheimnisses macht die Scha"ung ei-
ner eigentümlichen Steuerstruktur notwen-
dig, die nicht unmaßgeblich für bestehende 
Ungerechtigkeiten in der steuerlichen Belas-
tung verantwortlich ist. Zudem wurde die #s-
kalische Wirkung der in Österreich ohnehin 
schwach ausgeprägten vermögensbezoge-
nen Besteuerung in Österreich unterlaufen. 
In letzter Konsequenz wird – nicht zuletzt 
auch Dank der notwendig eigentümlichen 
Steuerstruktur – die Wiedereinführung einer 
Vermögensteuer oder der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer wirkungslos.

Derzeit werden „aktive“ Einkünfte – Einkünfte 
aus nichtselbständiger sowie selbständiger 
Arbeit und andere betriebliche Einkünfte – 
gemäß § 33 EStG mit einem progressiven Stu-
fensatztarif von 0% bis 50% besteuert. „Passi-

ve“ Einkünfte – Einkünfte aus der Überlassung 
von Kapital, Kursgewinne aufgrund realisier-
ter Wertsteigerungen von Kapitalvermögen, 
Einkünfte aus der Veräußerung von Grund-
stücken – werden hingegen im Wege der Ka-
pitalertragsteuer (KESt) mit einem !at tax Tarif 
linear zu 25% besteuert. Die KESt wird in der 

überwiegenden Mehrzahl 
der Fälle durch Quellabzug 
abgeführt, ihr kommt eine 
– ebenso verfassungs-
rechtlich abgesicherte24 – 
endbesteuernder Wirkung 
zu. Einkommensquellen, 
deren Erträge mit KESt er-
fasst werden, unterliegen 
etwa nicht mehr der Erb-

schafts- und Schenkungssteuer.25 Ebenso gilt 
die Vermögensteuer für Bankeinlagen und 
Forderungswertpapiere mit der KESt-Abfuhr 
als abgegolten.

Infolge der unterschiedlichen steuerlichen 
Behandlung von Arbeitseinkommen und 
(aus fremder Arbeit erzielten) arbeitslosen 
Einkommens werden wichtige #nanzwissen-
schaftliche und steuerpolitische Grundsätze 
verletzt. Zum einen werden gleiche Tatbe-
stände – Einkommen – ungleich behandelt, 
zum anderen wird dem Prinzip der Besteu-
erung nach der wirtschaftlichen wie der 
steuerlichen Leistungsfähigkeit nicht ent-
sprochen. Schließlich ist eine Proportional-
steuer kaum geeignet, zu einer Nivellierung 
der Verteilung von Einkommen oder gar von 
Vermögen beizutragen und so dem steuer-
politisch geforderten Verteilungsmotiv zu 
entsprechen.26

Die Zweiteilung der Einkommensbesteu-
erung war notwendig geworden, da auf-
grund der gewährten Anonymität mit dem 
Bestehen des Bankgeheimnisses eine Zuord-
nung passiver Einkommensarten auf Perso-
nen nicht gegeben ist. Daher mussten, um 
eine Umgehung der Besteuerung in allzu 
großem Ausmaß zu vermeiden, passive Ein-
kommensarten einer eigenen Steuer – der 

KESt – unterworfen werden, die unmittelbar 
an der Entstehungsquelle des Einkommens 
anknüpft. Technisch ist eine solche Steuer als 
Abzugssteuer nur mit einem linearen Steuer-
satz organisierbar. Die verfassungsrechtliche 
Absicherung der Endbesteuerung ist wegen 
der Ungleichbehandlung von Einkünften 
aus Kapitalvermögen notwendig. Gleichzei-
tig wird der KESt-Steuersatz auf maximal die 
Hälfte des für die Einkommensteuer gelten-
den höchsten Steuersatzes begrenzt.27 

Im internationalen Kontext war es Österreich 
mit Hilfe des Bankgeheimnisses bisher gut 
gelungen, in der Steuerbasis anderer Staa-
ten zu wildern. Doppelbesteuerungsabkom-
men sprechen das Recht, Kapitaleinkünfte an 
eine ausländische Person zu besteuern, dem 
Wohnsitzstaat dieser Person zu. Seit 2005 ver-
p!ichtet eine EU-Richtlinie Mitgliedstaaten zu 
einem umfassenden auto-
matischen Informations-
austausch, um eine wirk-
same Steuereinhebung für 
den berechtigten Wohn-
sitzstaat zu gewährleis-
ten.28 Österreich weigert 
sich jedoch beharrlich, 
an diesem automatischen Austauschsystem 
teilzunehmen. Während Österreich steuerre-
levante Daten über SteuerinländerInnen von 
anderen Staaten erhält, gibt es selbst keine 
entsprechenden Daten weiter. Stattdessen 
hebt Österreich eine Quellensteuer auf inlän-
dische Kapitalerträge von SteuerausländerIn-
nen in Österreich ein und leitet diese an den 
jeweils zuständigen Wohnsitzstaat weiter.

Auch die jüngsten Steuerabkommen, die 
 Österreich mit der Schweiz und Liechten-
stein abgeschlossen hat, sind nur im Zusam-
menhang mit der Existenz des österreichi-
schen Bankgeheimnisses erklärbar. Diese 
Abkommen ermöglichen es Personen, die 
ihr Vermögen in nicht gesetzeskonformer 
Weise in der Schweiz oder in Liechtenstein 
veranlagt haben, gegen die Leistung einer 
einmaligen Abgeltungssteuer zu legalisie-

ren. Die Abkommen ermöglichen Steuer-
hinterzieherInnen die für sie günstigere Al-
ternative – Einmalzahlung oder O"enlegung 
– zu wählen, gewähren Stra"reiheit und 
Abgeltungswirkung für bisher zu zahlende 
Steuern. Bei Einmalzahlung bleibt die Ano-
nymität weiter gewahrt. Im Vergleich zur bis-
herigen Steuerersparnis durch Steuer!ucht 
bedeutet die Einmalzahlung einen Bagatell-
betrag für die betre"enden Personen. Ins-
gesamt stellen diese Abkommen eine grobe 
Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes dar. 
Nichtrechtstreue Personen werden besser 
gestellt als rechtstreue.

Eine ähnlich ungerechtfertigte Diskriminie-
rung dürfte sich ergeben, wenn Österreich 
im Zuge des internationalen Drucks zum 
automatischen Informationsaustausch die 
Aufhebung seines Bankgeheimnisses nur 

für SteuerausländerInnen 
beschließt. Dies käme ei-
ner Verletzung des verfas-
sungsmäßig gebotenen 
Gleichheitsgrundsatzes 
nach Art 7 (2) b-VG, Art 
21 StGG gleich.29 Zudem 
wäre diese einseitige Auf-

hebung nicht geeignet, Steuer!ucht vom 
Ausland nach Österreich zu unterbinden, 
da entsprechende Handlungen oft unter 
Mitwirkung steuerinländischer Dritter oder 
TreuhänderInnen gesetzt werden. Dem 
jüngst verö"entlichten Schatten#nanzindex 
zufolge, der Österreich auf Rang 18 der in-
transparentesten Finanzplätze der Welt reiht, 
muss das Bankgeheimnis endgültig abge-
scha"t und ein zentrales Bankkonten-Regis-
ter gescha"en werden.

Zur Durchsetzung der ökonomischen Un-
ternehmensverantwortung ist demnach 
ein Paradigmenwechsel in der Steuerpolitik 
vonnöten. Nur wenn das Bankgeheimnis 
fällt, ist eine gerechte Steuerpolitik möglich 
und können Gleichheit und Gerechtigkeit 
zu tragenden Prinzipien der Abgabenpolitik 
gemacht werden.

Die Bewahrung des Bankge-
heimnisses macht die Schaf-
fung einer eigentümlichen 

Steuerstruktur notwendig, die 
nicht unmaßgeblich für be-

stehende Ungerechtigkeiten 
in der steuerlichen Belastung 

verantwortlich ist

Insgesamt stellen diese Ab-
kommen eine grobe Verlet-
zung des Gleichheitsgrund-
satzes dar. Nichtrechtstreue 

Personen werden besser 
gestellt als rechtstreue.
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Gesundheitsversorgung ist ein Menschen-
recht, verbrieft u.a. in: Artikeln 55, 57 & 62 
der UN Charta, Artikel 25 Allgemeine Erklä-
rung der Menschen-
rechte, Artikel 12 Pakt 
für wirtschaftliche, so-
ziale & kulturelle Rech-
te. Letzterer postuliert: 

1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht 
eines jeden auf das für ihn erreichbare 
Höchstmaß an körperlicher und geistiger 
Gesundheit an.

2) Die von den Vertragsstaaten zu unterneh-
menden Schritte zur vollen Verwirklichung 
dieses Rechts umfassen die erforderlichen 
Maßnahmen

a) zur Senkung der Zahl der Totgeburten 
und der Kindersterblichkeit sowie zur 
gesunden Entwicklung des Kindes;

b) zur Verbesserung aller Aspekte der Um-
welt- und der Arbeitshygiene;

c) zur Vorbeugung, Behandlung und Be-
kämpfung epidemischer, endemischer, 
Berufs- und sonstiger Krankheiten;

d) zur Scha"ung der Voraussetzungen, die 
für jeden im Krankheitsfall den Genuss 
medizinischer Einrichtungen und ärztli-
cher Betreuung sicherstellen.

Das Recht auf Gesundheitsversorgung ist eng 
mit der Realisierung anderer Menschenrech-
te verknüpft, unter anderem dem Recht auf 

Nahrung, Wohnung, 
Bildung, menschliche 
Würde, Recht auf Le-
ben, Nicht-Diskrimi-
nierung, Gleichheit, 
dem Verbot von Folter, 

Recht auf Privatleben, Zugang zu Informati-
on, etc. Diese und andere Rechte und Freihei-
ten sind integrale Bestandteile des Rechts auf 
Gesundheitsversorgung.

Österreichs Gesundheitsversorgung ist gut 
ausgebaut, basiert jedoch – wie die meisten 
Politikfelder – nicht auf dem Menschenrechts-
ansatz. Ein Indikator dafür ist die Kultur im Ge-
sundheitswesen, die vom WSK Rechte Forum 
in seinem Bericht an den Fachausschuss der 
Vereinten Nationen wie folgt skizziert wird:1 

„Das Krankenhauspersonal ist in Österreich 
streng hierarchisch gegliedert. Der Umgang 
mit den PatientInnen ist von einer autoritä-
ren Kultur geprägt. Diese entsteht durch die 
Hierarchie und das Machtgefälle unter den 
verschiedenen Berufsgruppen und durch 
die allgemeine Überlastung, aufgrund des 
Personalmangels. Den leitenden “Primarärz-
tInnen“ – den “Göttern in Weiß“ unterstehen 
StationsärztInnen und TurnusärztInnen (Me-
dizinstudentInnen in der praktischen Ausbil-
dung). Die diplomierten P!egekräfte stehen 
über den P!egehelferInnen.

Auch Gesundheitsversorgung 
ist ein Menschenrecht

von Marianne Schulze

Die Vertragsstaaten erkennen das 
Recht eines jeden auf das für ihn 

erreichbare Höchstmaß an körperli-
cher und geistiger Gesundheit an.
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PatientInnen, die zu viel nachfragen oder 
ihre Rechte einfordern, werden als „wider-
spenstig“ empfunden. Vor 
allem ältere Menschen 
werden schnell sediert 
und nicht wertschätzend 
behandelt. Beschwerden 
von Frauen werden oft als 
“psychosomatisch“ abge-
tan und nicht näher be-
handelt.

Ärztliche Aufklärungsgespräche werden 
sehr oft durch die Unterfertigung von Auf-
klärungsformularen ersetzt. Fehlende Kom-
munikation führt dazu, dass PatientInnen 
als „nicht kooperativ“ oder nicht „compli-
ant“ eingeschätzt werden und ihnen so die 
Schuld für ein Systemde#zit zugeschoben 
wird.“
Diskussionen im Bereich des Gesundheitswe-
sens drehen sich derzeit um Personalfragen 
und Strukturprobleme. Der Fachausschuss 
der Vereinten Nationen zu Wirtschaftlichen, 
Sozialen & Kulturellen Rechten ortet hier – 
aus menschenrechtlicher Sicht – ebenfalls 
Handlungsbedarf. Der Fachausschuss mo-
niert unter anderem den Personalmangel 
sowohl bei ÄrztInnen als auch P!egeperso-
nal, gerade auch im Kontext wachsenden 
Bedarfs in der psychosozialen Gesundheit. 

Auch die Barrierefreiheit des Gesundheitswe-
sens muss erhöht werden: zum einen gibt es 
kommunikative Barrieren: in Ergänzung des 
erwähnten Paternalismus die Notwendigkeit 
besser und auch langsamer zu erklären, was 
warum passiert. Weiters brauchen Migran-
tInnen Möglichkeiten zur Übersetzung, ins-
besondere wenn sie Beschwerde zu erklären 
versuchen, aber natürlich auch, wenn Diag-
nose und Therapiemöglichkeiten erläutert 
werden. Auch die physische Barrierefreiheit 
– d.h. der Zugang zu Gesundheitseinrichtun-
gen muss erhöht werden, in Hinblick auf die 
demogra#sche Entwicklung eine Forderung 
von besonderer Dringlichkeit, vor allem im 
ländlichen de-zentralen Raum. 

Die ExpertInnen des Fachausschusses der 
Vereinten Nationen zu Wirtschaftlichen, Sozi-

alen & Kulturellen Rechten 
betonen die Notwendig-
keit e&zienter Maßnah-
men um zu gewährleis-
ten, dass der medizinische 
Bedarf im psychosozialen, 
aber auch im adoleszen-
ten Bereich der Medi-
zin gesichert wird. Ganz 

grundsätzlich emp#ehlt der Fachausschuss 
eine stärkere Berücksichtigung seiner Allge-
meinen Empfehlungen zum Menschenrecht 
auf Gesundheitsversorgung und damit die 
Verwirklichung des Menschenrechtsansat-
zes auch in diesem Bereich. 

Dr.in Marianne Schulze ist selbständige 
Menschenrechtskonsulentin mit Schwer-
punkt Inklusion von Menschen mit Behinde-
rungen. Studium der Rechtswissenschaften 
in Wien & Sydney, Australien. Aufbaustudi-
um zu Menschenrechten an der University of 
Notre Dame, Indiana. Vorstandsmitglied der 
Österreichischen Liga für Menschenrechte.

Quelle:
UN Fachausschuss Wirtschaftliche, Soziale & 
Kulturelle Menschenrechte, Empfehlungen 
November 2013 E/C.12/AUT/CO/4

1 Siehe Bericht des WSK Forums an den Fachausschuss 
für Wirtschaftliche, Soziale & Kulturelle Rechte: http://
www.#an.at/home/aktionen/parallelbericht2013.

Der Fachausschuss der Verein-
ten Nationen zu Wirtschaftli-
chen, Sozialen & Kulturellen 

Rechten ortet hier - aus men-
schenrechtlicher Sicht – eben-

falls Handlungsbedarf.
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